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I. Vortrag der Referentin 

Zuständig für die Entscheidung ist der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung ge-
mäß § 7 Abs. 1 Ziffer 11 der Geschäftsordnung des Stadtrates, da die zu behandelnde 
Angelegenheit nicht auf einen Stadtbezirk begrenzt ist. 
Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung informiert wie folgt über die Ergebnisse 
des Bausteins „Kommunalbefragung“ sowie die Gesamtergebnisse des Projekts „Region 
ist Solidarität. Gerechter Ausgleich von Lasten und Nutzen im interkommunalen Dialog“. 
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1. Anlass der Bekanntgabe 

Im Rahmen der Regionalen Wohnungsbaukonferenz 2017 wurde vereinbart, ein Projekt 
zum gemeindeübergreifenden Ausgleich von Lasten und Nutzen auf den Weg zu bringen. 
Mit Beschlüssen des Stadtrats vom 27.11.2018 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 12743) und 
27.03.2019 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 14087) wurde das Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung beauftragt, die hierfür erforderlichen Schritte einzuleiten und entsprechende 
Leistungen an externe Auftragnehmer*innen zu vergeben. Den Zuschlag für die Auftrags-
bearbeitung hat das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) zusammen mit der stattbau 
münchen GmbH erhalten. Der Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV) 
wurde mit der Durchführung einer Kommunalbefragung beauftragt. Die Projektlaufzeit war 
bis Ende 2023 angesetzt. Die Ergebnisse der ersten beiden Projektbausteine wurden dem 
Stadtrat am 27.05.2020 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 00311) und am 21.09.2022 (Sit-
zungsvorlagen Nr. 20-26 / V 066740) bekanntgegeben. Zum Projektabschluss erfolgt nun 
zusammen mit den Ergebnissen der Kommunalbefragung die Bekanntgabe der Projekter-
gebnisse im Gesamten. 

2. Das Projekt „Region ist Solidarität“: Hintergründe, Ziele, Aufbau 

Zur besseren Einordnung der vorliegenden Ergebnisse in den Kontext des Gesamtpro-
jekts folgt an dieser Stelle eine kurze Darstellung seiner Hintergründe, der Ziele und des 
Aufbaus. 

2.1. Ausgangssituation und Zielsetzung 

Der über viele Jahre gestiegene Wachstumsdruck und seine Herausforderungen lassen 
bei zahlreichen Handlungsfeldern in der Metropolregion München eine noch stärkere Zu-
sammenarbeit zwischen einzelnen kommunalen Akteuren zum Nutzen Aller erforderlich 
erscheinen. Neben großen Chancen bringen Wachstum und Entwicklung auch Belastun-
gen. Für einige Kommunen entstehen dabei mehr Lasten als Nutzen. Während zum Bei-
spiel gewerbliche Ansiedlungen zu höheren Steuereinnahmen in der einen Gemeinde füh-
ren, steigt der Bedarf an Wohnraum und Infrastrukturen in der Regel auch im weiteren 
Umfeld. Zudem erhöht sich das Verkehrsaufkommen, werden Freiräume beansprucht und 
Ausgleichsflächen benötigt – selten nur innerhalb der jeweiligen Gemeindegrenzen. Ähn-
lich gelagerte Konstellationen sind in der kommunalen Praxis alltäglich. 
 
Dementsprechend profitiert nicht jede Kommune im Ballungsraum München gleicherma-
ßen von Wachstum und Entwicklung. Für eine effiziente und ressourcenschonende Stadt- 
und Regionalentwicklung sollten daher Wohnen, Gewerbe, Infrastrukturen, Freiräume und 
Mobilität noch stärker interkommunal abgestimmt werden. Diese Nutzungen könnten dann 
an den aus gemeindeübergreifender Sicht optimalen Standorten realisiert werden. Gleich-
zeitig wären die daraus entstehenden Nachteile und Belastungen unter den beteiligten 
Kommunen und Projektpartner*innen auszugleichen. Hierzu gilt es, gemeindeübergreifen-
de Konzepte zu erstellen, Folgewirkungen abzuwägen und bereits in der Planungsphase 
deren Ausgleich zu vereinbaren. Der hierfür erforderlichen interkommunalen Abstimmung 
wird auch im 2023 fortgeschriebenen Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) eine 
deutlich stärkere Bedeutung beigemessen als bisher. Instrumente für solche Planungsan-
sätze sind grundsätzlich in ausreichendem Umfang vorhanden. Sie kommen bisher aber 
nicht standardmäßig zum Einsatz. 
 
Das Projekt „Region ist Solidarität“ hatte in diesem Kontext zum Ziel, die Praxistauglichkeit 
solcher Instrumente herauszuarbeiten, etwaige Anpassungserfordernisse zu formulieren, 
die Bekanntheit ausgleichsorientierter Planungsansätze zu steigern und zu ihrer stärkeren 
Anwendung anzuregen.  
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2.2. Aufbau des Projekts 

Das Projekt gliederte sich in mehrere Bausteine (Abb. 1). Zunächst erfolgten eine Be-
standsaufnahme und die Bewertung bestehender Instrumente vor dem Hintergrund ihrer 
Eignung für ausgleichsorientierte Planungsansätze. Darauf aufbauend sollten diese In-
strumente im Rahmen konkreter interkommunaler Modellvorhaben (sog. Pilotprojekte) un-
ter Beteiligung mehrerer Kommunen und Landkreise getestet werden. Als thematische 
Ansatzpunkte haben sich dabei die Möglichkeiten der Realisierung eines multimodalen 
Mobilitätsknotens am Rand der Metropolregion sowie die Entwicklung und Umsetzung ei-
nes gemeinsamen Bade- und Freizeitbusses zur Entlastung betroffener Standortkommu-
nen vom Autoverkehr im stadtregionalen Umfeld herauskristallisiert. Begleitend ging es bei 
„Region ist Solidarität“ auch darum, grundsätzliche Perspektiven interkommunaler Aktivitä-
ten in der Region München zu diskutieren, um darauf aufbauend das gemeinsame Han-
deln justieren zu können. Zu diesem Zweck wurden Expert*innen zu Themen der inter-
kommunalen Kooperation in der Region München befragt. Untermauert und ergänzt wur-
den diese Bausteine durch eine Online-Befragung aller Kommunen der Region München. 
So sollte die Reichweite der bisherigen Projektergebnisse erhöht und diese mit den Erfah-
rungen und Anforderungen der kommunalen Familie gespiegelt werden. 
 

Abbildung 1: Bausteine des Projekts 
Quelle: Deutsches Institut für Urbanistik (Difu), 2024 

 
Die bisher veröffentlichten Ergebnisberichte stehen auf der städtischen Website unter 
https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html 
zum Download zur Verfügung. 

3. Ergebnisse und Schlussfolgerungen 

Das Projekt ist angetreten, um einen Überblick der Kooperationsaktivitäten in der Region 
München zu geben und Schritt für Schritt zu konkretisieren. Darüber hinaus sollte ein akti-
ver Beitrag zur Vertiefung der Kooperationsbeziehungen geleistet werden. Die wesentli-
chen Ergebnisse des Projekts „Region ist Solidarität“ sind im folgenden Kapitel zusam-
mengefasst und enthalten die Erkenntnisse der vorangegangenen Projektbausteine, so 
auch die der Kommunalbefragung (Anlage 1). Am Ende des Kapitels werden Schlussfol-
gerungen für den Nutzen und die zukünftige Ausgestaltung der regionalen Bemühungen 
der Landeshauptstadt München gezogen. In Anlage 2 sind die Ergebnisse in einer Ge-
samtschau zusammengeführt. 
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3.1. Wesentliche Ergebnisse 

3.1.1. Status Quo der Zusammenarbeit 

Aus Sicht der Kommunen werden Kooperationen immer wichtiger. Das gilt für die Bewälti-
gung aktueller Herausforderungen (z.B. Mobilität, Klimaschutz) gleichermaßen wie für die 
Erfüllung der eigenen kommunalen Aufgaben. Es braucht hierfür starke Treiber und Per-
sönlichkeiten. Der Blick in die Kooperationspraxis zeigt, dass über die Hälfte der Kommu-
nen, die sich an der Kommunalbefragung beteiligt haben, Erfahrungen mit gemeindeüber-
greifender Zusammenarbeit haben. Als Zukunftsaufgabe aller regionaler Akteure kann de-
finiert werden, jene Kommunen, die bisher keine Kooperationsbeziehungen pflegen, für 
deren Vorteile zu sensibilisieren. Daneben zeichnet sich ab, dass Maßnahmen und Initiati-
ven ergriffen werden sollten, um Hürden, welche die gemeindeübergreifende Zusammen-
arbeit erschweren (vgl. I.3.1.2.), aus dem Weg zu räumen. 

 
Die Kommunen in der Region München arbeiten in verschiedenen Themen- und Hand-
lungsfeldern zusammen. Die höchste Intensität besteht bei den Themen Mobilität und 
Verkehr, Kinderbetreuung und Bildung, Klimaschutz und -anpassung sowie Arbeit und 
Wirtschaft. Am wenigsten intensiv sind gemeinsame Aktivitäten in den Bereichen Grüne 
und Blaue Infrastruktur, Digitalisierung und Gemeinsame Ortsplanung ausgeprägt. Poten-
ziale zur zukünftig stärkeren Zusammenarbeit sehen viele Kommunen insbesondere in 
den Themengebieten Energieversorgung und Wohnen. 
 
Kooperiert wird auf den unterschiedlichen räumlichen Maßstabsebenen, sowohl mit den 
direkten Nachbargemeinden als auch mit den Mitgliedsgemeinden des eigenen Landkrei-
ses insgesamt, häufig unter dem Dach desselben. Seltener sind demgegenüber land-
kreisübergreifende Kooperationen. Die Landkreise stellen als Koordinierungs- und Unter-
stützungsebene für viele Kommunen wichtige Institutionen dar. 

 
Hinsichtlich der unterschiedlichen Organisationsformen der Zusammenarbeit zeichnet sich 
ein differenziertes Bild ab. Das Instrumentarium reicht von der informellen Zusammenar-
beit über kommunale Verträge bis zu Vereinen, Gesellschaften und Zweckverbänden. Je 
nach Ziel und Zweck der Zusammenarbeit wählen Kommunen und Landkreise das hierzu 
passende Instrument. 

 
Im Tenor sieht eine große Mehrheit der befragten Kommunen in der Zusammenarbeit zwi-
schen Städten, Gemeinden und Landkreisen eine wichtige und an Bedeutung gewinnende 
Lösungsstrategie für kommunale Probleme, Herausforderungen und Aufgaben – und emp-
findet dadurch auch ein Gefühl der regionalen Identität und des Zusammengehörens. 

3.1.2. Veränderungsdynamik und Entwicklung 

Während die Kommunalbefragung ein Bild der Kooperationspraxis und deren Bewertung 
im Jahr 2023 zeichnet, wurden in den anderen Bausteinen des Projekts, insbesondere in 
den Expert*innen-Interviews und den Pilotprojekten, Veränderungsdynamiken und Ent-
wicklungen mit den Gesprächspartner*innen diskutiert und eigene Erfahrungen mit Koope-
rationsprozessen gesammelt. Diese sind im Folgenden thesenartig zusammengestellt. 

 
Interkommunale und regionale Kooperationen nehmen zu 
 Der anhaltende Wachstumsdruck und die von immer mehr Kommunen wahrgenom-

mene Herausforderung der zukünftigen Entwicklung von Wohnen, Gewerbe, Verkehr 
und Freiraum sind ein starker Impuls zur Zusammenarbeit. Zum jetzigen Zeitpunkt 
fehlt allerdings noch eine gemeinsame Vision, die von vielen Mitgliedern der kommu-
nalen Familie in der Region München getragen wird. 
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 Grundsätzlich gewinnt die gemeindeübergreifende Zusammenarbeit an Bedeutung 
und wird zunehmend geschätzt. Der Kreis der politischen Mandatsträger*innen, die 
erkennen, dass die Zukunft ihrer Stadt und Gemeinde als Zukunft in und mit der Regi-
on gedacht werden sollte, wird stetig größer. Ebenso wird der Austausch untereinan-
der positiv bewertet und die Anlässe für Begegnungen, wie beispielsweise die Regio-
nale Wohnungsbaukonferenz, werden gerne genutzt. 

 Städte und Gemeinden gehen zunehmend interkommunale Bündnisse ein und inten-
sivieren so ihre Zusammenarbeit. In den neu gegründeten Netzwerken, Allianzen, 
Vereinen und Zweckverbänden diskutieren sie ihre Themen und Interessen, entwi-
ckeln gemeinsam Konzepte und setzen teilweise erste interkommunale Projekte um. 

 Bisher nicht die Regel ist eine Evaluierung der gemeinsamen Bemühungen und das 
Sichtbarmachen und Kommunizieren der Kooperationserfolge. Gleiches gilt auch für 
eine transparente und konstruktive Reflektion jener Faktoren, die gemeinsame Projek-
te möglicherweise scheitern ließen. 

 
Vom Konzept zum Projekt: Interkommunale Projekte müssen viele Hürden meistern  
 Interkommunale Zusammenschlüsse und gemeinsame Konzepte sind die eine Seite. 

Die Umsetzung konkreter, gemeindeübergreifender Projekte die andere. So scheint 
die Verständigung über die Aufnahme von Projekten in interkommunale Konzepte wei-
testgehend unproblematisch. Konkrete Schritte zur Umsetzung werden aber weniger 
verbindlich verankert und folgen nicht zwangsläufig. 

 Dabei stellt die Realisierung von interkommunalen Projekten insbesondere kleinere 
Gemeinden vor erhebliche Schwierigkeiten. Mittlerweile sehen viele Kommunen die 
Grenzen ihrer Handlungsfähigkeit bei den zunehmenden regulären Aufgaben erreicht. 
Freiwillige Aufgaben mit ungewissem Nutzen können sie deshalb in der Regel kaum in 
Erwägung ziehen. Neben der wachsenden Aufgabenfülle und -komplexität bremsen 
vor allem fehlende personelle und finanzielle Ressourcen.   

 Zudem erschweren und verhindern u.a. rechtliche Rahmenbedingungen auf Landes- 
und Bundesebene vielfach interkommunale Projekte. 

 
Quadratur des Kreises: Wunsch nach handelnden Akteuren versus Übertragung 
von Kompetenzen 
 Starke und eigenständige Kommunen sind eine Stärke der Region München. Regiona-

le Institutionen wie PV, Regionaler Planungsverband (RPV) oder Europäische Metro-
polregion München e.V. (EMM) stehen eher in der zweiten Reihe. Sie werden für ihre 
Unterstützung geschätzt. Zwar können diese die von vielen Kommunen als notwendig 
erachteten regionalen Perspektiven und Initiativen unter den derzeitigen Rahmenbe-
dingungen nicht entwerfen und umsetzen, dennoch sind weder deren Stärkung noch 
neue regionale Strukturen gewünscht. 

 In Anbetracht dieses, von zahlreichen Kommunen regelmäßig geäußerten Wunsches 
nach einem „regionalen Kümmerer“ und der gleichzeitig ablehnenden Haltung gegen-
über der Stärkung bestehender bzw. der Schaffung neuer regionaler Institutionen 
steckt die Region München scheinbar in einem Dilemma. Daher sollte deutlicher als 
bisher kommuniziert werden, dass gerade solche regionalen Institutionen die von vie-
len Seiten gewünschte Funktion des Kümmerers übernehmen könnten. 

 
Region ist Solidarität: Vielschichtigkeit von Lasten-Nutzen-Ausgleichen   
 Der Gedanke des Lasten-Nutzen-Ausgleichs, der im Projekt verhandelt wurde, setzt 

im Gegensatz zum kommunalen Finanzausgleich an den Kommunikations- und Ver-
handlungsprozessen an, welche die Grundlage für ein gemeinsam getragenes Ent-
wicklungsverständnis bilden. Ein wichtiger Schritt hierbei war der Beginn der Neudefi-
nition des Verhältnisses zwischen der Landeshauptstadt München und der Region. 
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Hier wurden erhebliche Fortschritte erzielt, wie u.a. die Regionale Wohnungsbaukon-
ferenz oder die Internationale Bauausstellung (IBA) zeigen. Dieser Entwicklungspfad 
wird intensiv weiter ausgebaut. 

 Die oben skizzierte, projektbezogene Perspektive des Ausgleichs von Lasten und Nut-
zen zwischen kooperierenden Kommunen ist allerdings jenseits der erprobten Zu-
sammenarbeit in z.B. Zweckverbänden kaum Thema. Seitens der befragten Kommu-
nen und Expert*innen werden einer solchen Form des Ausgleichs zudem geringe Um-
setzungschancen attestiert. Insofern sollte auf die im Rahmen der etablierten Zweck-
verbände entwickelten und geschätzten Ausgleichsmechanismen aufgebaut werden, 
damit neue Formen des Ausgleichs leichter verhandelbar und weniger skeptisch be-
trachtet werden.  

 
Mobilitätswende zum Türöffner für Kooperation machen 

 
 Das Thema Mobilität zeichnet sich in der Region München durch die höchste Koope-

rationsintensität aus. Die regionalen Vernetzungsbeziehungen brauchen gemeinsame 
Antworten in Form von Mobilitätsangeboten und -infrastrukturen.  

 Die Pilotprojekte zeigten exemplarisch die Herausforderungen der Mobilitätswende im 
stadtregionalen Kontext. Erforderlich erscheint in diesem Bereich eine konzertierte 
Anstrengung, die auch die Weichenstellungen der Bundes- und Landesebene einbe-
zieht. Hilfreich wären auch hier überkommunale Institutionen, die das Thema voran-
treiben. Entsprechende Ansätze finden sich beispielsweise in der Initiative Mobile Zu-
kunft München (MZM) oder der IBA „Räume der Mobilität“. 

 Mit der IBA ist in der Region ein gemeinsamer Prozess gestartet, der einen wichtigen 
Schritt zur Umsetzung schon lange notwendiger Projekte und zum Aufbau passge-
nauer regionaler Strukturen bedeuten kann. In über 40 % der in den Monaten Januar 
bis März 2023 befragten Kommunen werden bereits Ideen für IBA-Projekte geschmie-
det oder über eine Teilnahme diskutiert. So kann die IBA Motor für raschere Planung 
und Umsetzung von Projekten sein, die eine Strahlkraft für die ganze Region München 
entfalten. 

3.2. Schlussfolgerungen 

Diese Ergebnisse bieten über das Projekt „Region ist Solidarität“ hinaus wichtige Anhalts-
punkte für Projekte, Formate, Aktivitäten und Initiativen der Landeshauptstadt München im 
Kontext regionaler Kooperation. Daher werden darauf aufbauend Schlussfolgerungen für 
die regionalen Bemühungen der Landeshauptstadt München abgeleitet. Das Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung sieht sich in seiner regionalen Arbeit bestärkt: Das Enga-
gement der Landeshauptstadt München wird geschätzt und als Gewinn für das gute Ver-
hältnis zwischen Stadt und Umland gesehen. Gleichzeitig erkennt das Referat für Stadt-
planung und Bauordnung Handlungsbedarf in einzelnen Bereichen. 

 

3.2.1. Grundlagen der Zusammenarbeit klar definieren 

Unklarheiten darüber, was kommunale Projektpartner*innen und die Landeshauptstadt 
München in beabsichtigte Kooperationen einbringen können, muss effektiv vorgebeugt 
werden. Dafür sollten alle an der Kooperation beteiligten Kommunen und regionalen Insti-
tutionen im Vorfeld transparent benennen, welche Rolle sie mit welchen Ressourcen 
übernehmen können und wo ihre Grenzen liegen. Über eine solche Vermessung des Mög-
lichkeitsraums kann konkret formuliert werden, ob und welche Lücken geschlossen wer-
den müssen, damit eine Umsetzung erfolgen kann. Hilfreich erscheinen hier verbindliche, 
erforderlichenfalls mit Gremienbeschlüssen hinterlegte Kooperationsvereinbarungen o.ä. 

3.2.2. Projektsteuerung gemeinsam finanzieren 
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Dort wo die Kooperationspartner*innen an ihre ressourcentechnischen Grenzen stoßen 
und Lücken zu schließen sind, sollte externe Projektsteuerung hinzugezogen werden. 
Diese sollte gemeinsam finanziert und beauftragt werden.   

3.2.3. Kommunale Verwaltung und Politik mitnehmen 

Zu einem möglichst frühen Zeitpunkt sollten die Projektverantwortlichen Vertreter*innen 
der beteiligten Stadt- und Gemeinderäte über interkommunale Projekte informieren und 
diese darüber entscheiden. So kann eine verbindliche Verankerung der Projekte in der 
kommunalen Agenda gesichert werden. Auf der Grundlage eines politischen Beschlusses 
kann die Gemeinde- und Stadtverwaltung aktiv in die Projektentwicklung einsteigen. Über 
Routinen der Beschlusskontrolle erwächst zudem ein gewisser Handlungs- und Umset-
zungsdruck. Dieses seitens der Landeshauptstadt München regelmäßig angewendete 
Vorgehen sollte die Landeshauptstadt München als Voraussetzung für zukünftige Koope-
rationen auch von ihren Projektpartner*innen einfordern.  

3.2.4. Regional beraten, unterstützen, koordinieren und umsetzen 

Befragt nach Handlungsfeldern, die aus Sicht der Kommunen eher regionalen Institutio-
nen zuzuordnen sind, sehen sie sich in einer Reihe von Themen weder in der Rolle noch 
in der Lage, Kooperationen zu initiieren. Sie verorten diese Aufgaben eher auf der regio-
nalen Ebene (Abb. 2). Zentrale und themenübergreifende Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote auf dieser Ebene sind nach Einschätzung vieler Befragter aber entweder 
nicht existent oder aber unbekannt, intransparent und wenig koordiniert. In Kommunikati-
on mit den Kommunen sollten etwaige Lücken identifiziert und Optionen geprüft werden, 
wie einzelne Akteure ihr Tätigkeitsfeld erweitern, bündeln und besser kommunizieren 
könnten. 
 
Regionale Institutionen als Kümmerer installieren 

 
Wünschenswert wäre in diesem Kontext eine möglichst zentrale Stelle oder Plattform, die 
interessierten Kommunen als koordinierende Informationsdrehscheibe, Kompetenznetz-
werk, o. ä. mit konkreten Ansprechpartner*innen zur Verfügung steht. Hier könnten u. a. 
Informationen zu rechtlichen und organisatorischen Anforderungen sowie zu Lösungen 
beabsichtigter Kooperationen gebündelt, Fördermodalitäten geklärt und Kommunen pass-
genau beraten werden. Flankiert durch digitale Angebote an zentraler Stelle könnte das im 
Sinne einer Lotsenfunktion durch Institutionen, Rechtsgebiete u. v. m. einen großen 
Mehrwert für die interkommunale und regionale Zusammenarbeit in der Region München 
bringen. Viele, insbesondere kleinere Gemeinden würden hiervon erheblich profitieren. 
Grundsätzlich könnten die beschriebenen Beratungs- und Unterstützungsangebote von 
regionalen Institutionen in der Region München übernommen werden. Voraussetzung da-
für wäre, dass diese mit ausreichend Ressourcen ausgestattet sind und die Steuerung in-
terkommunaler Prozesse in ihre Zuständigkeit fällt bzw. ihnen übertragen wurde. 
 
Ansatzweise agiert die Landeshauptstadt München in ihren Kooperationsprojekten immer 
wieder in ähnlicher Funktion. Für die Landeshauptstadt München birgt das das Risiko, 
dass solche Projekte mit einer gewissen Beliebigkeit betrieben werden. Deshalb ist eine 
wie oben skizzierte Anlaufstation aus Sicht der Landeshauptstadt München als gewinn-
bringend einzuschätzen.  
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Abbildung 2: Themen und Zuordnung der Handlungsebenen 
Quelle: Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV), Kommunalbefragung 2023 

 
In diesem Sinne sollten gemeinsame Initiativen zur Stärkung regionaler Institutionen wie 
beispielsweise PV, RPV, EMM e.V., etc. angestoßen werden. Eine weitere Möglichkeit be-
steht darin, die Kompetenzen verschiedener regionaler Institutionen (zusätzlich zu den 
oben genannten z. B. MVV, IHK für München und Oberbayern, Regierung von Oberbay-
ern) in einer Task Force, einem Thinktank oder einem Kompetenznetzwerk zu bündeln. 
Dritte Option wäre, ein Netzwerk aus ehemaligen Bürgermeister*innen, politischen Man-
datsträger*innen, Fachleuten, etc. zu gründen und diese nach dem Modell der „Business 
Angel“ einzusetzen. Flankierend könnten Fördergeber „Beratungsgutscheine“ ausgeben, 
wie es z. B. bei Wohnprojekten oder Genossenschaftsgründungen in einigen Bundeslän-
dern praktiziert wird. Diese könnten Beratungsroutinen installieren und einen jeweils pas-
senden Kreis an unterstützenden Personen zusammenstellen.  
 
Für all diese Strategien bedarf es gemeinsamer Initiativen interessierter Kommunen und 
Akteursgruppen in der Region München sowie der Klärung der Frage, wer diese Strate-
gien anstößt und federführend voranbringt. Die Landeshauptstadt München sollte ent-
sprechende Initiativen unterstützen und ggf. anstoßen. Es wird empfohlen, dies im Rah-
men bestehender Formate wie beispielsweise der Regionalen Wohnungsbaukonferenz 
sowie in regionalen Gremien z. B. von PV und RPV zu thematisieren und zu entscheiden. 
 
Neue Aufgaben brauchen Entwicklungs- und Betreibergesellschaften 
Im Laufe des Projekts wurde deutlich, dass auf kommunaler Seite erhebliche Unsicherhei-
ten in gemeinsamer Planung und Betrieb von beispielsweise neuen Infrastruktureinrich-
tungen wie einer multimodalen Verkehrsdrehscheibe im Sinne eines „Regional Hub“ be-
stehen. Bestehende Institutionen und Fachstellen fühlen sich jeweils nur für einen Aus-
schnitt der Angebote oder Aufgaben einer solchen Infrastruktur zuständig. Die Klammer 
müsste dann von Kommunen übernommen werden, was aus den oben skizzierten Grün-
den in der Regel nicht funktioniert. Daher scheint es erforderlich, dass die am Projekt Be-
teiligten unter Beiziehung rechtlicher Unterstützung entscheiden, ob eine Betreibergesell-
schaft gegründet oder ausgeschrieben werden soll. Diese grundsätzliche Frage sowie die 
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zu wählende Organisationsform hängen dabei von der inhaltlichen Konstruktion und dem 
Zweck des gemeinsamen Vorhabens ab. Im Sinne eines gerechten Ausgleichs von Lasten 
und Nutzen wäre eine Umlagefinanzierung der zu gründenden Gesellschaften denkbar 
(diesen Weg hat die Landeshauptstadt München zusammen mit ihren Partner*innen u.a. 
bei der Gründung der IBA-Gesellschaft bereits eingeschlagen). Es ist zu überlegen, ob 
dieses Betätigungsfeld eine weitere Aufgabe für eine, wie oben dargestellte regionale In-
stitution im Sinne einer regionalen Projektentwicklungsgesellschaft sein könnte.  

3.2.5. Lasten-Nutzen-Ausgleich mitdenken 

Stärker in den Blick genommen werden sollten zukünftig die vorhandenen Erfahrungen mit 
dem Ausgleich von Lasten und Nutzen. Ob in Zweckverbänden, Vereinen oder auch ande-
ren Kooperationsformaten im Feld der kommunalen Pflichtaufgaben gibt es funktionieren-
de und anerkannte Ausgleichsmechanismen, die hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit geprüft 
und seitens der Landeshauptstadt München bei zukünftigen Kooperationsprojekten im-
plementiert werden sollten. Auch hier agiert die Landeshauptstadt München beispielswei-
se bei den Initiativen zur Gründung interkommunaler Zweckverbände bereits in diesem 
Sinne.    

3.2.6. Regionale Mobilitätswende voranbringen 

Die IBA bietet in der Region München die Chance, vorhandene Projektideen gemeinsam 
unter einem regionalen Dach voranzubringen. Im Aufgreifen und der Verknüpfung bereits 
vorhandener innovativer Ideen zur Stärkung des öffentlichen Verkehrs, zu Radverkehrs-
konzepten, Mobilitätshubs und anderen Mobilitätsangeboten können Lösungen zur Finan-
zierung, zum Zugriff auf Flächen aber auch zur Akzeptanz der Mobilitätswende entwickelt 
werden. Die beschriebenen Ergebnisse und Schlussfolgerungen des Projekts „Region ist 
Solidarität“ bieten eine gute Grundlage, um den IBA-Prozess erfolgreich auf- und umzu-
setzen. 

3.2.7. Fortführen von Veranstaltungen, Formaten und Initiativen 

Die von der LHM initiierten, unterstützten oder begleiteten Veranstaltungen, Formate und 
Initiativen werden geschätzt und sollen daher auf hohem Niveau weiterbetrieben, ausge-
baut und weiter vernetzt werden. Wie bereits in der Expertenbefragung bestätigt, beför-
dern etablierte und innovative Formate wie die Regionale Wohnungsbaukonferenz, die 
Veranstaltungsreihe „Wachstum mit Qualität“ rund um den Preis für Baukultur des EMM 
e.V., die IBA-Walks, der Erfahrungsaustausch der Bürgermeisterinnen oder die Veranstal-
tungsreihe „Bild der Region“ den informellen Austausch zwischen den regionalen Akteu-
ren. Darüber hinaus leisten sie einen wesentlichen Beitrag zum Knowhow-Transfer, schaf-
fen Netzwerke und Vertrauen. Als informelle Basis für weitergehende gemeinsame, kon-
krete Schritte sind sie der Ersatz für neue formale Vereinbarungen oder verbindliche 
Planwerke. 

3.2.8. Aus Erfahrungen lernen  

Die hier erfolgte kritische Reflektion bisheriger Kooperationen und des Umsetzungsstan-
des einzelner Kooperationsprojekte sowie der konkreten Schlussfolgerungen aus inter-
kommunalen Konzepten ist ein erster Schritt, um die Kooperationslandschaft in der Regi-
on München nicht nur sichtbar zu machen, sondern von den vorhandenen Erfahrungen zu 
lernen. In einem gemeinsamen Prozess können die Projektbeteiligten nun Stellschrauben 
des Erfolgs identifizieren, Stolpersteine erkennen und Perspektiven auch zur institutionel-
len Ausgestaltung ableiten. Dementsprechend sollte auch zukünftig am Abschluss jedes 
verbindlich vereinbarten Kooperationsprojekts standardmäßig eine kritische Reflektion er-
folgen. 
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4. Fazit 

„Region ist Solidarität“ hatte zum Ziel, die Praxistauglichkeit bestehender Instrumente zum 
Ausgleich von Lasten und Nutzen herauszuarbeiten, etwaige Anpassungserfordernisse zu 
formulieren, die Bekanntheit ausgleichsorientierter Planungsansätze zu steigern und zu ih-
rer stärkeren Anwendung anzuregen. Mit den im Projektverlauf erarbeiteten Studien und 
Berichten, durchgeführten Veranstaltungen, Befragungen und Workshops ist es gelungen, 
die kommunale Familie über die Region München hinaus für die Thematik zu sensibilisie-
ren und das Thema aufs Tapet zu bringen. Die Gesamtschau des vorhandenen Instrumen-
tariums verbunden mit dem Hinzuziehen erfolgreicher Referenzbeispiele konnte den 
Nachweis erbringen, dass die Instrumente grundsätzlich ausreichend und funktionsfähig 
sind. Beim Praxistest im Rahmen der Pilotprojekte wurde klar, dass es weniger die In-
strumente selbst sind, die die Kommunen regelmäßig vor Herausforderungen stellen und 
anzupassen wären. Vielmehr gestaltet sich der Kooperations- und Umsetzungsprozess, 
angefangen von der Abstimmung des konkreten Gegenstands der Zusammenarbeit über 
die Bereitstellung der hierfür erforderlichen Ressourcen, die Einbindung und Verpflichtung 
der zuständigen Stellen und Behörden bis hin zu den Rahmenbedingungen einer späteren 
Umsetzung des gemeinsamen Vorhabens für viele Kommunen mitunter als kaum zu lö-
sende Aufgabe. In dieser Hinsicht zeigt sich, untermauert durch die Ergebnisse der Kom-
munal- und Expertenbefragung, ein erheblicher Beratungs- und Unterstützungsbedarf. Als 
Lösungsmöglichkeit wurde diesbezüglich eine zentrale Informations-, Beratungs- und ggf. 
Umsetzungsplattform z. B. im Sinne eines Kompetenznetzwerks identifiziert, welche für 
die Kommunen als Lotse durch die erforderlichen Verfahren und Zuständigkeiten agieren 
könnte. Diese Funktion könnte, eine entsprechende Ausstattung und Beauftragung vo-
rausgesetzt, von regionalen Institutionen in der Region München übernommen werden. U. 
a. dafür bedarf es gemeinsamer Initiativen interessierter Kommunen und Akteursgruppen 
in der Region München sowie der Klärung der Frage, wer diese Strategien federführend 
voranbringt. Die Landeshauptstadt München sieht sich hier auch weiterhin in der Rolle, 
entsprechende Initiativen zu unterstützen und ggf. anzustoßen. Im regionalen Kontext 
agiert sie auch in Zukunft als Impulsgeberin und verlässliche Partnerin auf Augenhöhe, die 
im Sinne des Austauschs, des Netzwerkens und des Wissenstransfers und im Rahmen ih-
rer Veranstaltungen, Formate und Projekte guten Beispielen, Initiativen und Ansätzen eine 
Bühne bietet. Gleichzeitig müssen bei zukünftigen Kooperationsprojekten im Sinne eines 
effizienten Mittel- und Ressourceneinsatzes Verbindlichkeit und das kommunale Eigenin-
teresse der Landeshauptstadt München stärker in den Fokus gerückt werden.    
 
Ob die Kommunen in der Region München ein stärkeres Augenmerk auf ausgleichsorien-
tierte Planungsansätze legen werden, bleibt den zuständigen kommunalen Gremien vor 
Ort überlassen. Für das regionale Engagement der Landeshauptstadt München konnte 
das Referat für Stadtplanung und Bauordnung aus „Region ist Solidarität“ wichtige Anre-
gungen ableiten. Die Erkenntnisse werden bereits in laufenden Projekten wie IBA, inter-
kommunale Zweckverbände oder Regionale Wohnungsbaukonferenz angewendet. Für 
zukünftige Kooperationsprojekte bilden sie wie oben dargestellt eine wichtige Grundlage.   

 
 

Beteiligung der Bezirksausschüsse 

Die betroffenen Bezirksausschüsse der Stadtbezirke 1-25 wurden gemäß § 9 Abs. 2 und 
Abs. 3 (Katalog des Referates für Stadtplanung und Bauordnung, Ziffer 1.1) Bezirksaus-
schuss-Satzung durch Übermittlung von Abdrucken der Vorlage unterrichtet. 

 
Dem Korreferenten, Stadtrat Paul Bickelbacher, und der zuständigen Verwaltungsbeirätin, 
Stadträtin Heike Kainz ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage zugeleitet worden. 
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II. Bekanntgegeben 

 
 
 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München 
Der Vorsitzende Die Referentin 
 
 
 
 
 
Oberbürgermeister Prof. Dr. (Univ. Florenz)  
Dieter Reiter Elisabeth Merk 
 Stadtbaurätin 
 

III. Abdruck von I. mit II. z.K. 
Über die Verwaltungsabteilung des Direktoriums, Stadtratsprotokolle (SP) 
an das Revisionsamt 
an die Stadtkämmerei 

 
IV. WV Referat für Stadtplanung und Bauordnung – SG 3 zur weiteren Veranlassung. 
 

Zu IV.: 
1. Die Übereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird 

bestätigt. 
 

2. An die Bezirksausschüsse 1-25  
3. An das Baureferat 
4. An das Sozialreferat 
5. An das Kommunalreferat 
6. An das Personal- und Organisationsreferat 
7. An das Direktorium 
8. An das Referat für Arbeit und Wirtschaft 
9. An die Stadtkämmerei 
10. An das Referat für Bildung und Sport 
11. An das Referat für Klima und Umwelt 
12. An das IT-Referat 
13. An das Mobilitätsreferat 

 
14. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – SG 3 
15. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA I, I/1, I/2, I/3, I/4, I/42, I/5 
16. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA II, II/5 
17. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA III 
18. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA IV 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
 

19. Mit Vorgang zurück zum Referat für Stadtplanung und Bauordnung HA I/32 
 
Am  
Referat für Stadtplanung und Bauordnung SG 3  
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Alleine sind wir stark – gemeinsam sind wir stärker! Die Kom-
munen sind in der Lebenswirklichkeit der Menschen die wich-
tigsten Garanten für die Daseinsvorsorge, mit einem großen In-
strumentenkasten, der von der frühkindlichen Bildung über die 
Infrastruktur bis hin zur Ver- und Entsorgung reicht. Diese ein-
zelnen Systeme unserer Gesellschaft wirken selten nur bis zur je-
weiligen Gemeindegrenze. Die Entwicklung in einer Gemeinde 
hat Auswirkungen auf umliegende, manchmal sogar weiter ent-
fernte Nachbarkommunen. 

Was liegt also näher, als die guten Wirkmechanismen aufzu-
greifen und gemeinsam zu verstärken und die unerwünschten 
durch gute Zusammenarbeit abzumildern? Das ist die Grund-
idee des Projekts „Region ist Solidarität“, das auf der Regiona-
len Wohnungsbaukonferenz 2017 initiiert wurde und konkreten 
Fragestellungen für die interkommunale Zusammenarbeit in der 
Metropolregion München nachgehen soll: Wie und mit welchen 
Instrumenten können Kommunen kooperieren? Welche Instru-
mente sind geeignet für die breite Anwendung und welche eher 
für Spezialfälle? Welche Vorhaben haben Beispielcharakter für 
andere? Welche Ideen und Meinungen zur Zusammenarbeit ha-
ben die Vertreter*innen wichtiger regionaler Stakeholder? Was 
denken die kommunalpolitisch Verantwortlichen zur interkom-
munalen Zusammenarbeit? Wo liegen Hemmnisse, die es noch 
abzuarbeiten gilt? Wie kann ein gerechter Ausgleich von Lasten 
und Nutzen im interkommunalen Dialog gelingen?

Die vorliegende Veröffentlichung ist eines von vier Modulen 
des Projekts „Region ist Solidarität“. Das Deutsche Institut für 
Urbanistik (Difu) hat die zur Verfügung stehenden Instrumente 
der kommunalen Kooperation in der ersten Publikation analysiert 
und bewertet. Es folgte eine Analyse der Einschätzungen regiona-
ler Expert*innen zu den Perspektiven der gemeindeübergreifen-
den Zusammenarbeit in der Region München. Zwei Beispielpro-
jekte konnten das bestehende Instrumentarium testen. Wir stellen 
an dieser Stelle nun die Ergebnisse der Kommunalbefragung zur 
interkommunalen Kooperation in der Metropolregion München 
vor, die der Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
im Winter 2022/23 durchgeführt hat. Unser Dank gilt den teilneh-
menden Kommunen und Landkreisen, die uns durch ihre Rück-

Vorwort
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meldungen wertvolle Anhaltspunkte für die zukünftige Ausgestal-
tung unserer regionalen Bemühungen geliefert haben.

Der Ergebnisbericht zeigt die Vielfalt – sowohl in Bezug auf die 
Themenfelder als auch der Instrumente und Organisationsformen 
– der bereits vorhandenen Kooperationspraxis in unserer Region 
auf. Er weist aber auch auf Probleme und Restriktionen hin, die 
wir als Herausforderungen begreifen sollten, um die Bedingungen 
der erfolgreichen Zusammenarbeit miteinander zu verbessern. 
Die in diesen Monaten startende Internationale Bauausstellung 
Metropolregion München (IBA) zum Thema „Räume der Mobili-
tät“ wird uns eine wichtige Gelegenheit bieten, unsere hier gewon-
nenen Erkenntnisse einzusetzen und zu überprüfen.

Wir freuen uns auf die Diskussion und eine künftig noch in-
tensivere Zusammenarbeit auf Augenhöhe, getreu dem Motto der 
Regionalen Wohnungsbaukonferenz: „Hock Di her, dann schaff ‘ 
ma mehr!“.

Marc Wißmann
Geschäftsführer des Planungsverbands 
Äußerer Wirtschaftsraum München

Arne Lorz
Leiter der Hauptabteilung Stadtentwick-
lungsplanung im Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung der Landeshauptstadt 
München
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1. Einführung: Die Kommunalbefragung im Rahmen 
des Projekts „Region ist Solidarität“

Um die gemeindeübergreifende Zusammenarbeit im Großraum 
München, vor allem in den Handlungsfeldern Wohnen, Arbeiten, 
Freiraum und Infrastrukturen, zu verbessern, wurde im Rahmen 
der seit vielen Jahren etablierten „Regionalen Wohnungsbaukon-
ferenz“ das Gemeinschaftsprojekt „Region ist Solidarität“ entwi-
ckelt. Der Fokus liegt dabei auf den Möglichkeiten, Lasten und 
Nutzen von Wachstum und Entwicklung gerecht auf die von Pla-
nungen und Maßnahmen betroffenen Kommunen und Akteur*in-
nen aufzuteilen. Projektpartner sind die Landkreise Dachau und 
Ebersberg sowie die Landeshauptstadt München, außerdem wa-
ren am Projekt weitere Partner, wie der Planungsverband Äußerer 
Wirtschaftsraum München (PV), das Deutsche Institut für Urba-
nistik (Difu), die TU München, die IHK für München und Ober-
bayern sowie die stattbau München GmbH beteiligt.

Als konkrete Ergebnisse des Projekts „Region ist Solidarität“ 
liegen aus dem ersten Modul, das die Analyse, Anwendung und 
Beurteilung der vorhandenen Instrumente zum Ziel hatte, die Be-
standsaufnahme der Instrumente und Werkzeuge ausgleichsori-
entierter, interkommunaler Kooperation (vgl. Difu 2020: Region 
ist Solidarität. Gerechter Ausgleich von Lasten und Nutzen im 
interkommunalen Dialog) sowie die Expertengespräche zu inter-
kommunalen Aktivitäten und Projekten im Großraum München 
(vgl. Difu 2022: Region ist Solidarität – Stand und Perspektiven 
interkommunaler Kooperation in der Region München) vor. Da-
neben wurden zwei Pilotprojekte durchgeführt, im Rahmen derer 
ausgewählte Instrumente gemeindeübergreifender Zusammenar-
beit am konkreten Thema getestet werden sollten. Diesbezügliche 
Ergebnisse werden im Abschlussbericht des Gesamtprojekts „Re-
gion ist Solidarität“ behandelt.

Das hier vorgestellte Modul von „Region ist Solidarität“ widmet 
sich mit der Kommunalbefragung nun dem konkreten Sachstand 
der interkommunalen Kooperation im Großraum München. Auf-
bauend auf den Ergebnissen der vorangegangenen Projektbaustei-
ne sollte mit der Kommunalbefragung u. a. regionsweit Interesse 
und Aufmerksamkeit für ausgleichsorientierte, interkommunale 
Planungsansätze und das Projekt “Region ist Solidarität“ generiert 
werden. Gleichzeitig sollte die Kommunalbefragung der Abfra-
ge konkreter Ansatzpunkte, Handlungsfelder und Wünsche der 
kommunalen Familie für einen interkommunalen bzw. regionalen 
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Ausgleich dienen. Außerdem sollten auf einer allgemeineren Ebe-
ne Ausgangssituation und Rahmenbedingungen sowie Hemm-
nisse und Möglichkeiten interkommunaler Zusammenarbeit im 
Allgemeinen erhoben werden. Die Kommunalbefragung verfolgte 
insbesondere auch den Zweck, bei den Kommunen Akzeptanz für 
das auf Freiwilligkeit basierende Instrumentarium interkommu-
naler Zusammenarbeit zu erzeugen und sicherzustellen, dass es an 
den Bedürfnissen der Kommunen weiterentwickelt wird. Von der 
Befragung erhoffte sich die Auftraggeberin u. a. Erkenntnisse über 
den Stand der regionalen und interkommunalen Zusammenarbeit 
in der Metropolregion München im Allgemeinen, konkretere Be-
nennung der untereinander für aushandelbar angesehenen kom-
munalen Lasten und Nutzen, Hinweise auf Optimierungs- und 
Anpassungsbedarf des bestehenden Instrumentariums, Informa-
tionen über erforderliche Unterstützung der Kommunen durch 
die zuständigen Behörden sowie Anforderungen an eine trans-
parente und informative Kommunikation in diesem Themenfeld. 
Zur Bearbeitung dieses weiteren empirischen Teils wurde der Pla-
nungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV) von der 
Landeshauptstadt München mit der Kommunalbefragung beauf-
tragt, das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat als Maßnah-
menträger des Gesamtprojekts eine beratende Funktion. 

Zweck der Kommunalbefragung ist dementsprechend die Er-
hebung des Ist-Zustands der interkommunalen bzw. regionalen 
Kooperation bei den politischen Entscheidungsträger*innen der 
kommunalen Gebietskörperschaften im Großraum München 
und die Auslotung von Verbesserungsmöglichkeiten und Ansatz-
punkten der Weiterentwicklung der Zusammenarbeit. Dazu ge-
hört die Eruierung von Chancen und Hemmnissen, welche die 
Kommunen in der Metropolregion München hinsichtlich der 
Zusammenarbeit sehen, aber auch die Abfrage von Handlungsfel-
dern der Kooperation sowie konkreter Instrumente und Organi-
sationsformen.

Eine wichtige fachliche Grundlage in Bezug auf die Auswahl 
vorgegebener Handlungsfelder sowie die Organisationsformen 
der interkommunalen Kooperation ist die Publikation des Difu 
zum Projekt „Region ist Solidarität“ aus dem Jahr 2020 (s. o.), 
welche einen umfassenden Katalog von Handlungsfeldern, Inst-
rumenten und Strukturen enthält. 
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2. Zielgruppe, Rücklauf und Teilnehmerstruktur

Die Kommunalbefragung fand vom 19.12.2022 bis zum 
08.03.2023 statt und wurde digital mittels des Online-Tools „La-
mapoll“ durchgeführt. Neben der initialen E-Mail zur Teilnahme 
erhielten die Landrät*innen und (Ober)bürgermeister*innen von 
insgesamt 292 kommunalen Gebietskörperschaften in der Metro-
polregion München innerhalb des oben genannten Zeitraums vier 
weitere Erinnerungsemails, wenn sie zuvor noch nicht teilgenom-
men hatten.

Insgesamt haben sich 88 Kommunen, darunter 80 Städte und 
Gemeinden und 8 Landratsämter, an der Befragung beteiligt, das 
bedeutet insgesamt eine Teilnahmequote in Höhe von 33,1 Pro-
zent. Grundsätzlich gilt, dass die Teilnahme aus den größeren 
Landkreisen im Münchner Umland, wie des Landkreises Mün-
chen und der Landkreise Freising, Erding und Fürstenfeldbruck 
intensiver war als aus dem äußeren Ring der Metropolregion, wie 
Neuburg an der Donau oder Kelheim (vgl. Abb. 1). Fast die Hälfte 
der Rückläufe kam aus Gemeinden mit zwischen 5.000 bis 20.000 
Einwohnern.

Abb. 1: Rücklauf nach Landkreisen

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024)
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Abbildung 2 zeigt die Aufteilung der teilnehmenden Kom-
munen nach Größenklassen – entsprechend der Strukturen in 
der Metropolregion haben sich vor allem kleine Gemeinden bis 
20.000 Einwohner an der Befragung beteiligt. Aufgrund der eher 
geringen Fallzahl je Klasse wird in dieser Studie auf eine differen-
zierte Auswertung, zum Beispiel nach Gemeindegrößenklassen 
oder Verwaltungseinheiten (wie kreisangehörige oder kreisfreie 
Gemeinde bzw. Landkreis), verzichtet.

Abb. 2: Rücklauf nach Einwohnerzahl der Kommune in Prozent

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 2

3. Allgemeine Stimmung und Meinung zur 
interkommunalen Kooperation

Zum Einstieg in den fachlichen Teil der Befragung sollten die 
Teilnehmenden ein Stimmungsbild zur interkommunalen Ko-
operation abgeben, die in der Frage als Zitat der Difu-Publikation 
zum Projekt „Region ist Solidarität“ wie folgt beschrieben wurde: 
„Interkommunale Zusammenarbeit ist die freiwillige Kooperation 
von Städten und Gemeinden in unterschiedlichen Bereichen, wie 
beispielsweise Tourismus, Klimaschutz, Digitalisierung, Mobilität 
und Wohnungsbau“ (Difu 2020, S. 14). 

„Die Zusammenarbeit über die Gemeindegrenzen hinweg gewinnt in der Region München 

zunehmend an Bedeutung. Wichtig sind engagierte Akteur*innen, die sich darum kümmern.“

Fast alle Teilnehmenden stimmen zu, dass interkommuna-
le Kooperationen für die Lösung aktueller Herausforderungen 
unverzichtbar seien und auch künftig an Bedeutung gewinnen 
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(vgl.  Abb.  3) – eine Einschätzung, die auch in den Expertenin-
terviews im Jahr 2022 immer wieder genannt wurde (Difu 2022, 
S.  11). Immerhin etwa 70 Prozent der Antwortenden stimmen 
eher oder voll zu, dass die Zusammenarbeit auch die Aufgabener-
füllung erleichtert. Interessant ist der Befund, dass 87 Prozent der 
Meinung sind, die interkommunale Kooperation sei in starkem 
Maße von Personen geprägt. Über 70 Prozent stimmen der Aus-
sage nicht zu, dass die Zusammenarbeit nicht funktioniere, dem-
gegenüber sind 70 Prozent der Teilnehmenden der Meinung, sie 
trage zum Zusammenwachsen der Region bei. 

Abb. 3: Stimmungsbild zur interkommunalen Kooperation

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 5

Die Zusammenarbeit in der Metropolregion München wird 
damit von einem überwiegenden Anteil der Befragten als positiv 
wahrgenommen und auch als wirkungsvoll bewertet. In die Zu-
kunft gerichtet meinen die Befragten, dass interkommunale Ko-
operation noch wichtiger wird – was für neue Ideen, Formate und 
Themenfelder der Kooperationsbereitschaft eine wichtige Grund-
lage darstellt.
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4. Themenfelder der interkommunalen Kooperation 
in der Metropolregion München: Potenziale

Die nächste Frage beschäftigte sich mit den Themenfeldern, in 
denen Kooperation hohes oder eher niedriges Potenzial der Pro-
blemlösung bietet (vgl. Abb. 4). Dabei ist davon auszugehen, dass 
die Antworten stark von den konkreten Erfahrungen der Befrag-
ten abhängig sind. Insgesamt zeichnet sich hier ein differenziertes 
Bild. 

„Besonders hohe Potenziale der Zusammenarbeit liegen in den Themenfeldern Mobilität, Klima und 

Bildung. Eine abgestimmte gemeinsame Siedlungs- und Freiraumentwicklung scheint hingegen 

weniger ein potenzielles Thema der Zusammenarbeit zu sein.“

Die mit Abstand höchsten Zustimmungswerte erhält das Po-
litikfeld Mobilität und Verkehr: Gut 77 Prozent sehen ein hohes 
und immerhin ca. 18 Prozent ein mittleres Lösungspotenzial in 
der zwischengemeindlichen Zusammenarbeit. Auch bei der Kin-
derbetreuung bzw. Bildung, wozu neben Schulen auch Volkshoch-
schulen gehören, sowie der Energieversorgung sieht eine Mehrheit 
eine hohe Bedeutung in der Kooperation. Eine knappe Mehrheit 
misst auch den Themengebieten Klimaschutz und -anpassung, 
Gesundheit und Pflege sowie Wohnen ein hohes Kooperationspo-
tenzial bei. Aber auch in der interkommunalen Zusammenarbeit 
in den Bereichen Arbeit und Wirtschaft sowie der Verwaltungs-
zusammenarbeit sehen mehr als drei Viertel bzw. zwei Drittel 
der Befragten ein mittleres bis hohes Lösungspotenzial. Eher ge-
spalten sind die Befragten bei den Chancen einer gemeinsamen 
(abgestimmten) Ortsplanung, man denke beispielsweise an in-
terkommunale Gewerbegebiete, und auch der gemeinsamen Ent-
wicklung von Konversionsflächen. Bei diesem Thema haben mehr 
als 20 Prozent auch gar keine Meinung, mutmaßlich, weil keine 
Erfahrungen dazu vorliegen. Diesen Bereichen messen knapp 50 
Prozent nur ein geringes Lösungspotenzial für interkommunale 
Kooperationen bei. Hervorzuheben ist, dass auch den kommuna-
len Handlungsfeldern Freiraumgestaltung sowie Tourismus und 
Sport keine besonders großen Potenziale der interkommunalen 
Zusammenarbeit beigemessen werden, obwohl Naherholungsge-
biete häufig gemeindegebietsübergreifend sind und auch regiona-
le Destinationsmarketingorganisation weit verbreitete Instrumen-
te der Zusammenarbeit sind.
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Abb. 4: Potenziale interkommunaler Kooperation – Einschätzung des „Problemdrucks“ je Handlungsfeld

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 6

5. Die Praxis der interkommunalen Kooperation 
in der Metropolregion München: Themen, 
Organisation und räumlicher Umgriff

Ein wichtiges Erkenntnisinteresse der Kommunalbefragung 
lag in der Abfrage der Kooperationspraxis in der Metropolregion 
München: In welchen Themenfeldern wird bereits zusammenge-
arbeitet und auf welcher Ebene, zum Beispiel zwischen benach-
barten Gemeinden, auf Landkreisebene oder regionsweit? Wie 
wird die Zusammenarbeit je Themenfeld institutionalisiert, wird 
sie beispielsweise informell organisiert, über Verträge oder gar 
mittels eigens für den Zweck gegründeter Gesellschaften?

Die Ergebnisse spiegeln zum Teil die oben dargestellten Poten-
ziale, zeigen aber auch eigenständige Verhältnisse. Mehr als zwei 
Drittel der an der Umfrage teilnehmenden Kommunen koope-
rieren in den Themenfeldern Mobilität und Verkehr (85 %), Kin-
derbetreuung und Bildung (78 %), Klimaschutz und -anpassung 
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(76 %) sowie Arbeit und Wirtschaft (71 %). Am geringsten wird 
in den Politikbereichen Konversionsflächen (17 %), Gemeinsame 
Ortsplanung (32 %), Digitalisierung (36 %), Freiraum bzw. grüne/
blaue Infrastruktur (37 %) und Wohnen (49 %) kooperiert. Dies 
sind auch die Themenfelder, denen ein eher geringes bzw. mittle-
res Lösungspotenzial der Zusammenarbeit beigemessen wird. Die 
obige These, die Praxiserfahrung bestimme auch die Wahrneh-
mung des Potenzials, wird dadurch tendenziell bestätigt.

„Aktuell kooperieren Kommunen und Landkreise vor allem in den Bereichen Mobilität, Klima und 

Bildung. In Themenfeldern wie der Siedlungs- und Freiraumentwicklung oder der Wohnraumversorgung 

ist Luft nach oben.“

Der räumliche Umgriff der Kooperation ist dabei sehr man-
nigfaltig (vgl. Abb. 5). Zwar wurden je Themenfeld insgesamt alle 
Möglichkeiten der Umfrage angekreuzt, aber es gibt eindeutige 
Schwerpunkte. So wird die Verwaltungszusammenarbeit sowie 
die Kinderbetreuung und Bildung vor allem zwischen benachbar-
ten Gemeinden durchgeführt – dies korrespondiert mit der Ho-
mogenität der Aufgaben der Gemeinden. Das Gleiche gilt für die 
gemeinsame Ortsplanung sowie, etwas abgeschwächt, auch für die 
Energieversorgung, wofür aber auch auf anderen Ebenen koope-
riert wird. Mit Kommunen im gleichen Landkreis bzw. „unter dem 
Dach des Landkreises“ wird schwerpunktmäßig in den Bereichen 
Mobilität und Verkehr (ÖPNV ist Landkreisaufgabe), Tourismus 
und Sport, Arbeit und Wirtschaft, Klimaschutz und -anpassung 
sowie Wohnen kooperiert. In diesen Feldern werden auch häu-
fig gemeinsame Organisationen, wie eingetragene Vereine oder 
GmbH, genutzt. Man denke hier an die Standort- oder Destina-
tionsmarketingorganisationen, Wohnungsbaugesellschaften oder 
Energieagenturen. Regional, also landkreisübergreifend, ist eine 
eher seltene Form der Kooperation und findet vor allem in den 
Bereichen Klimaschutz und -anpassung statt. Mit z. B. den Land-
schaftsvereinen wie dem Heideflächenverein Münchner Norden 
e. V., dem Verein Dachauer Moos e. V. oder dem Erholungsflä-
chenverein e. V. bestehen in der Region München traditionsreiche 
und etablierte Institutionen. Gleiches gilt für die Themenfelder 
Mobilität und Verkehr (Münchner Verkehrs- und Tarifverbund 
- MVV), ferner auch in die Bereiche Tourismus und Sport  
(Tourismus Oberbayern München e. V. - TOM) bzw. Arbeit und 
Wirtschaft (Europäische Metropolregion München e. V.- EMM).
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Abb. 5: Themen und räumlicher Umgriff der interkommunalen Kooperation

A Mobilität und Verkehr

B Klimaschutz und -anpassung

C Kinderbetreuung und Bildung

D Tourismus / Sport

E Arbeit und Wirtschaft

F Energieversorgung

G Gesundheit und Pflege

H Verwaltungszusammenarbeit

J Wohnen

K Konversionsflächen

L Freiraum / Grüne und blaue 
Infrastruktur

M Digitalisierung

N Gemeinsame (abgestimmte) 
Ortsplanung

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 7 
* Die Prozentzahlen bei den einzelnen Themen addieren sich über die räumlichen Ebenen auf 100 %. D. h. im 
Themenfeld A Mobilität gaben 16 % der antwortenden Kommunen an, mit den Nachbargemeinden zu kooperieren; 
40 % kooperieren mit Gemeinden des Landkreises; 10 % auf verschiedenen Ebenen, 18 % landkreisübergreifend und 
nur 15 % gaben an, in keine Kooperation in dem Themenfeld involviert zu sein. 

In Bezug auf die Organisationsform spielt die informelle Zu-
sammenarbeit in allen Themenfeldern eine wichtige Rolle (vgl. 
Abb. 6). Das ist nicht verwunderlich, da diese die niederschwel-
ligste und oft auch erste Form der interkommunalen Kooperation 
darstellt. Kommunale Verträge sowie Zweckverbände sind bei der 
kommunalen Pflichtaufgabe der Kinderbetreuung und Bildung 

Nachbargemeinden (18 %)

Kooperation auf verschiedenen Ebenen (11 %)

Landkreisübergreifend (8 %)

Keine Kooperation (38 %)

Landkreis (24 %)
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(z. B. Schulzweckverbände) und der Verwaltungszusammenarbeit 
häufig vorzufinden.

Abb. 6: Themen und organisatorischer Rahmen der interkommunalen Kooperation

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 8

Die meisten Gemeinden sind in ein interkommunales bzw. re-
gionales Kooperationsgeflecht eingebunden, mit teilweise auch 
mehreren Kooperationsformaten zu gleichen Themenfeldern, je 
nach konkretem Zweck. Die Wahl der Organisationsform erfolgt 
dabei flexibel und aufgabenorientiert. Organisational formali-
sierte Kooperationen in Gestalt eines Vereins oder einer GmbH 
spielen vor allem auch bei freiwilligen Leistungen der Kommunen 
eine Rolle (Tourismus, Wirtschaft, Wohnen im Sinne von Woh-
nungsbau, etc.).

„Regionale Institutionen könnten wichtige Motoren der Zusammenarbeit sein.“
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Abb. 7: Kommune oder Region - Zuständigkeit für Handlungsfelder

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 9

„Unterschiedliche Themen erfordern unterschiedliche Ebenen der Zusammenarbeit. Die Landkreise 

stellen als Koordinierungs- und Unterstützungsebene wichtige Institutionen dar.“

Aufschlussreich für das künftige „Kooperationsdesign“ sind 
die Ergebnisse der nach den oben genannten Themenfeldern dif-
ferenzierten Einschätzung, was eher als Aufgabe für Kommunen 
– und ihre unmittelbare Zusammenarbeit – und was eher als Auf-
gabe für regionale Institutionen gesehen wird (vgl. Abb. 7). Die 
Teilnehmenden konnten noch weitere Themen nennen, die sie für 
die interkommunale Kooperation interessant bzw. wichtig finden. 
Insgesamt wurden dazu in 20 ausgefüllten Fragebögen Aussagen 
gemacht. Am häufigsten (achtmal) wurde das Themenfeld Was-
ser (Wasserver- und -entsorgung, Hochwasserschutz) genannt, je 
zweimal die Themenfelder ÖPNV und Flächenplanung (gemein-
same Ortsplanung und interkommunale Gewerbegebiete). Des 
Weiteren wurden die Bereiche Tierschutz, Asylunterbringung, 
gemeinsame Beschaffung/Fuhrparkmanagement, Städtebauför-
derung, gemeinsame Sportstätten und Senioreneinrichtungen, 
Glasfaserversorgung sowie Windkraft genannt.. Als eindeutig 
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kommunale Aufgabe sehen die Befragten solche, die auch in den 
Katalog der sogenannten „kommunalen Pflichtleistungen“ fallen, 
also die gemeinsame Ortsplanung, Kinderbetreuung und Bildung 
sowie die Verwaltungszusammenarbeit. Von den anderen The-
menfeldern wird dem Thema Wohnen eine kommunale Zustän-
digkeit attestiert.

„Passgenaue Lösungen für spezifische Aufgabenstellungen: Je nach Ziel und Zweck der 

Zusammenarbeit wählen die Kommunen das hierzu passende Instrument“.

Auf der anderen Seite sehen die Teilnehmenden insbesonde-
re in den Themenfeldern Mobilität und Verkehr, Tourismus und 
Sport, Energieversorgung, Gesundheit und Pflege sowie Klima-
schutz und -anpassung Bereiche, die eher Aufgabe für regionale 
Institutionen sein sollten. Diese wurden auch in den Expertenin-
terviews als gut geeignete Handlungsfelder der Kooperation ge-
nannt (vgl. Difu 2022, S. 13 ff.). Mehr oder weniger indifferent 
zeigt sich das Bild in Bezug auf die Digitalisierung, den Freiraum 
bzw. die grüne/blaue Infrastruktur, Arbeit und Wirtschaft sowie 
die Konversionsflächen. Hier hängt es eher vom genauen Zweck 
des Vorhabens ab, ob man die Kommunen oder regionale Institu-
tionen als Aufgabenträger sieht.

6. Stolpersteine für interkommunale Kooperationen

Neben Potenzialen und den realen Ausprägungen der inter-
kommunalen Kooperation wurde auch abgefragt, welche Rah-
menbedingungen dazu führen können, dass die Zusammenarbeit 
erschwert wird oder gar nicht stattfindet: die Stolpersteine der Ko-
operation. Letzteres auch vor dem Hintergrund, dass in den Ex-
perteninterviews immer wieder verschiedene Hemmnisse beklagt 
wurden (vgl. Difu 2022, S. 35 ff.), die in der Kommunalbefragung 
näher beleuchtet werden sollten (vgl. Abb. 8). Dazu gehören feh-
lende Zeit-, Personal- und Finanzressourcen ebenfalls wie die 
mehrfach angesprochene Klage der Expert*innen, es gebe viele 
Ideen, Studien und Konzepte, aber deren konkrete Projektierung 
bzw. Umsetzung scheitere häufig, zum Beispiel, weil es keine Ins-
titution mit Umsetzungskompetenz bzw. -verantwortlichkeit gibt.

„Rechtliche Hürden und fehlende Ressourcen sind die größte Stolpersteine interkommunaler 

Zusammenarbeit. Schwierig ist außerdem der Sprung vom Konzept zum Projekt.“
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Abb. 8: Stolpersteine der interkommunalen Kooperation

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 11

Auch die Kommunalbefragung zeigt: Die größten Hindernisse 
der Kooperation liegen in ungenügenden personellen, finanziellen 
und zeitlichen Ressourcen sowie in der Kompliziertheit der recht-
lichen Umsetzung. Für fast 90 Prozent bzw. 75 Prozent der Teil-
nehmenden ist dies regelmäßig oder gelegentlich ein Stolperstein 
– und wird auch insgesamt als das wichtigste Hemmnis genannt. 
Mehrheitlich wird auch ein Mangel an staatlicher Förderung als 
Hemmnis wahrgenommen. Auch die Initiative sowie der Umset-
zungswille fehlen regelmäßig. Eher selten sehen die Befragten ei-
nen Mangel an Vertrauen oder die geringe Größe einer Kommune 
als Stolperstein. Als weitere, von den Teilnehmenden als Freitext 
einzutragende Hemmnisse, werden verschiedene Aspekte der po-
litischen Durchsetzbarkeit, wie unterschiedliche Interessen, Angst 
vor Machtverlust, mangelnde Flächenverfügbarkeit und zu kom-
plizierte Antragsverfahren für staatliche Fördermittel genannt.

5%

8%

8%

10%

13%

14%

20%

30%

35%

36%

42%

56%

41%

22%

30%

29%

34%

40%

44%

37%

31%

35%

34%

33%

29%

23%

44%

31%

33%

30%

26%

16%

16%

15%

10%

8%

7%

22%

7%

8%

6%

2%

2%

3%

7%

11%

21%

7%

16%

12%

10%

5%

7%

3%

5%

6%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

fehlende politische Mehrheiten

Kommune ist zu klein

mangelndes Vertrauen

hohes wahrgenommenes Risiko des Scheiterns

unklare Zuständigkeiten

es fehlt die Initiative

ungenügende Finanzressourcen

Konzepte gibt es genug, es fehlt die Umsetzung

fehlende/ zu geringe staatliche Förderung

komplizierte rechtliche Umsetzung

ungenügende Zeit- bzw. Personalressourcen

regelmäßig gelegentlich selten nie Hemmnis nicht relevant weiß ich nichtn=87

zu wenig Wissen / Informationen zu 
Kooperation vorhanden



19

Abb. 9: Die fünf wichtigsten Hemmnisse interkommunaler Kooperation

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 12

Mit dem Fokus auf die Bereiche Wohnen, Arbeit und Wirtschaft 
sowie Mobilität wurden die Befragten mittels einer offenen Frage 
gebeten, selbst weitere Hemmnisse zu nennen. Diese lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: Obwohl die Auswertung gezeigt hat, 
dass mangelndes Vertrauen kein Hemmnis ist, das eine große 
Zahl der Befragten als Problem ansieht, beschäftigen sich den-
noch einige Nennungen mit unterschiedlichen Interessen, Kon-
kurrenz, aber auch Neid zwischen Gemeinden. Außerdem wird 
die geringe Flächenverfügbarkeit ebenso bemängelt wie die ho-
hen Bodenpreise und die häufige Tatsache, dass die Kommunen 
nicht selbst Eigentümerin von Bauland seien. Auch in Aspekten 
der Komplexität und Langwierigkeit (gemeinsamer) Planungsver-
fahren werden weitere Hemmnisse der Zusammenarbeit gesehen.

„Interkommunale Kooperation braucht Vertrauen und einen Kümmerer.“

Nach den Fragen zu den Hemmnissen folgte in der Untersu-
chung eine offene Frage, was die interkommunale Kooperati-
on unterstützt. Hierzu gab es insgesamt 38 Antworten, die sich 
wie die „Spiegelseite“ der Hemmnisse lesen (vgl. Abb. 10). Mehr  
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Zeit-, Personal- und Finanzressourcen, Letzteres auch als staatliche 
Fördermittel, stellen für viele, analog zu den Experteninterviews 
(vgl. Difu 2022, S. 37 f.), eine wichtige Unterstützung dar, ebenso 
wie weniger Bürokratie und eine vereinfachte Rechtsordnung. Es 
gibt aber auch psychologische Faktoren, die der interkommunalen 
Kooperation zuträglich wären. Konkret genannt werden etwa ein 
stärkeres regionales (Problem-) Bewusstsein sowie der Abbau von 
Vorurteilen und Rivalitäten – in den Experteninterviews wird in 
diesem Zusammenhang, positiv formuliert, auch von „Vertrauen“ 
gesprochen (vgl. Difu 2022, S. 11). Auch eine bessere regionale 
Koordination, mehr regionale Aussprachen sowie Personen, die 
solche Projekte vorantreiben, sind wichtige Treiber der Kooperati-
on. Das folgende Zitat fasst die Antworten gut zusammen: „Inter-
kommunale Kooperation ist dann erfolgreich, wenn man ‚muss‘ 
(aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen heraus) oder es er-
hebliche finanzielle Vorteile mit sich bringt. Ansonsten wird das 
Argument der Eigenständigkeit und Individualität sehr oft vor-
rangig sein.“
Abb. 10: Möglichkeiten der Unterstützung interkommunaler Kooperationen

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024)
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7. Perspektiven der künftigen interkommunalen 
Kooperation

7.1. Interkommunale Austauschformate und teilregionale 
Allianzen

Der nächste Teil der Befragung diente der konkreten Abfrage 
von Instrumenten der interkommunalen Kooperation mit beson-
derer Bedeutung für die Metropolregion München. Mit diesen 
wurden auch die Expertinnen und Experten in den Interviews 
2022 konfrontiert.

Zunächst wurde abgefragt, wie die Entscheidungsträger*innen 
zu mehr interkommunalen Austauschformaten, wie Workshops, 
Konferenzen und Wissenstransfer stehen. Außerdem sollten sie 
eine Einschätzung zu „Teilregionalen Allianzen“, wie Regionalma-
nagements oder interkommunalen Vereinen abgeben.

Abbildung 11 zeigt die Ergebnisse, wobei zu beachten ist, dass 
Mehrfachnennungen möglich waren und zu einigen Antworten 
auch zusätzlich Freitext hinzugefügt werden konnte.

„Austauschformate, Wissenstransfer und Netzwerke bilden einen guten Nährboden für die 

gemeindeübergreifende Zusammenarbeit. Oft haben spätere konkrete Projekte hier ihren Ursprung.“

Austausch zwischen Gemeinden wird insgesamt begrüßt und 
auch als Lösung wahrgenommen. Es stellt aber auch das nieder-
schwelligste und am wenigsten institutionalisierte Instrument 
der interkommunalen Kooperation dar, an der fast ein Viertel 
der Antwortenden bereits teilnimmt. Gut finden die Befragten 
den Erfahrungsaustausch sowie die Vernetzung. Auch, dass Best 
Practice Beispiele vorgestellt werden, ist für einige eine Motiva-
tion zur Teilnahme an zwischengemeindlichem Austausch. Ein 
Teilnehmer sieht darin auch eine gute Möglichkeit des Anbahnens 
weiterer bzw. vertiefter Zusammenarbeit, so dass derartige Ver-
netzungsveranstaltungen auch ein Inkubator für eine intensivere 
und vielleicht sogar institutionalisierte Kooperation sein können. 
Die Befragten, die interkommunale Austauschformate als sehr an-
spruchsvoll benennen, erwähnten im Textfeld mehrheitlich feh-
lende Ressourcen, insbesondere Zeit, als Grund. Es gibt auch Mei-
nungen, es gäbe bereits sehr viele Plattformen und Termine zum 
Austausch, so dass mehr Quantität nicht unbedingt mehr Qualität 
bedingen muss. Die genannten Austauschformate sind sehr viel-
gestaltig und reichen von gemeinsam beantragten Städtebauför-
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derungen über diverse Arbeitsgemeinschaften bis hin zu Austau-
schen unter dem Dach des Landkreises. Mehr Austausch wird vor 
allem im Themenfeld Klimaschutz und erneuerbare Energien ge-
nannt, aber auch Wohnen und Mobilität sind mehrfach genannte 
Bereiche für häufigere interkommunale Austauschformate.

Abb. 11: Einschätzung zu den Instrumenten „interkommunale Austauschformate“ und „teilregionale Allianzen“ 

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 15

In teilregionalen Allianzen sehen die Teilnehmenden, die diese 
gut finden, die Möglichkeit der besseren Aufgabenverteilung und 
der konkreten Arbeit am jeweiligen Lösen gemeinsamer Proble-
me. Aber auch die Förderung des gegenseitigen Vertrauens und 
die Bündelung der Kräfte sind genannte Aspekte. Die kommu-
nalpolitischen Führungskräfte, die Allianzen für sehr anspruchs-
voll halten, nennen vor allem den hohen Aufwand, aber auch die 
schwierige Abstimmung in einem Umfeld unterschiedlicher Inte-
ressen. Wenn die Befragten bereits an Allianzen teilhaben, dann 
werden diverse Regionalmanagements ebenso genannt, wie die 
bestehenden Allianzen der Region.
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7.2. Internationale Bauausstellung (IBA) „Räume der 
Mobilität“

Ein konkretes Vorhaben in der Metropolregion München, wel-
ches sich zum Zeitpunkt der Befragung vor der und aktuell in 
der Gründungsphase befindet, ist das Projekt der Internationa-
len Bauausstellung (IBA) zum Thema „Räume der Mobilität“. Da 
dieses ebenfalls für Städte, Gemeinden und Landkreise eine Platt-
form zur Zusammenarbeit und für gemeinsame Projekte bietet, 
wurden die Kommunen explizit dazu befragt (vgl. Abb. 12).

Abb. 12: Einschätzung zur Internationalen Bauausstellung - IBA

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 17

Die Antworten zeigen, dass die IBA zum Zeitpunkt der Be-
fragung nur in wenigen Kommunen Präsenz entfaltet hatte. Ein 
Drittel der Antwortenden gab an, dass die IBA bekannt sei. Ein 
knappes Drittel plante zum Zeitpunkt keine Teilnahme. Konkrete 
Absichten zur Teilnahme gaben sieben Kommunen an, in sechs 
Kommunen bestand auch bereits eine konkrete Projektidee.

„Die Internationale Bauausstellung (IBA) „Räume der Mobilität“ nimmt in Stadt und Umland Fahrt auf.“
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Die Befragten, welche die IBA als Chance bewerten, begrün-
den dies überwiegend mit der erwarteten Aufmerksamkeit für die 
Metropolregion und Leuchtturmprojekte. Darüber hinaus wird 
die Chance gesehen, gemeinsam Lösungen und Projekte zu ent-
wickeln – eine Hoffnung, die auch von den Expertinnen und Ex-
perten geteilt wird (vgl. Difu 2022, S. 30).

7.3. Gerechter Ausgleich von Lasten und Nutzen: 
Interkommunaler Ausgleichsfonds

Eine der ursprünglichen Leitideen der Regionalen Wohnungs-
baukonferenz 2017, welche der Ausgangspunkt für die Implemen-
tierung des Projekts „Region ist Solidarität“ ist, war Folgende: 
Im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden Flächen-
nutzung und um mehr Akzeptanz für ein abgestimmtes und be-
darfsgerechtes Wachstum im Großraum München zu schaffen, 
sollten Entwicklungen und Nutzungen wie beispielsweise Woh-
nen, Gewerbe, Infrastrukturen und Freiräume interkommunal 
abgestimmt an den aus gemeindeübergreifender Sicht optima-
len Standorten realisiert werden. Gleichzeitig sind die aus einer 
solchen freiwilligen, interkommunal vereinbarten Arbeits- und 
Funktionsteilung entstehenden Nachteile und Belastungen unter 
den betroffenen Kommunen und Projektpartner*innen auszuglei-
chen. Ein hierfür in Betracht zu ziehendes Instrument wäre die 
Schaffung eines Ausgleichsfonds, also eines Budgets, das von dar-
an teilnehmenden Kommunen finanziert wird (vgl. Abb. 13). Die 
Kommunen entscheiden gemeinsam, welche konkreten Projekte 
in den antragstellenden Kommunen mit hohen positiven Auswir-
kungen auch auf andere Kommunen daraus finanziell unterstützt 
werden sollen, z. B. Investitionen in die soziale Infrastruktur oder 
Angebote zur Mobilität etc.

Instrumente zum Ausgleich von Lasten und Nutzen als Be-
standteil der Zusammenarbeit sind recht unbekannt, demzufolge 
hat mehr als ein Drittel der Befragten keine Meinung dazu. Ein 
knappes Viertel sieht in einem Ausgleichsfonds eine Lösung ge-
meinsamer Aufgaben. Lediglich fünf Prozent der Teilnehmenden 
finden es gut, ein größerer Anteil ist skeptisch bzw. glaubt nicht, 
dass ein solches Budget alleine von den Kommunen eingesetzt 
werden kann. In den Experteninterviews wurde darüber hinaus 
als Kritik auch bezweifelt, dass Nutzen und Kosten stets moneta-
risierbar seien (Difu 2022, S. 31).
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„Ein interkommunaler Ausgleichfonds würde helfen, Lasten und Nutzen gerecht zwischen den 

Kommunen aufzuteilen, erscheint aber zum heutigen Stand schwer umzusetzen.“

Die offenen Antworten der Skeptiker*innen einer solchen Idee 
sehen vor allem eine mangelnde politische Bereitschaft des Ver-
teilens kommunaler Gelder – und somit die Mittel der eigenen 
Gemeinde an eine andere. Einige nennen auch das Fehlen ausrei-
chender kommunaler Einnahmen für einen solchen Zweck. Be-
fürworter*innen der Idee nennen eine gerechtere Verteilung von 
Nutzen und Lasten als Vorteil.

Abb. 13: Einschätzung der Instrumente interkommunaler/regionaler Ausgleichsfonds und Regionale 
Projektentwicklungsgesellschaft

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 18
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Instrument ist eine regionale Projektentwicklungsgesellschaft 
(vgl. Abb. 13). Dies ist eine bereits stark formalisierte Form der 
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zur Umsetzung von Projekten genutzt werden kann, wie z. B. der 
Schaffung und Pflege von Park- und Grünanlagen, der Planung 
und dem Management interkommunaler Gewerbegebiete, der ge-
meinsamen Beauftragung von Gutachten, um nur einige Einsatz-
möglichkeiten zu nennen.

„Regionale Projektentwicklungsgesellschaften könnten die Kommunen entlasten und die Aufgaben 

des vielgeforderten Kümmerers übernehmen, werden aber auf Grund der auf sie zu übertragenden 

Kompetenzen überwiegend skeptisch gesehen.“

Auch dazu hat etwa ein Drittel der Befragten keine Meinung, ein 
gutes Drittel sieht darin aber eine Lösung für gemeinsame Aufga-
ben. Eher wenige, nämlich zehn Prozent, finden eine Projektent-
wicklungsgesellschaft grundsätzlich gut. Andererseits empfinden 
sie ähnlich viele, nämlich knapp 13 Prozent, als zu anspruchsvoll. 
Ein Fünftel der Befragten bezweifelt, dass diese von den Kommu-
nen alleine implementiert werden könne. Von den Expertinnen 
und Experten wurden derart formalisierte Kooperationsformen, 
bis hin zu einer regionalen Gebietskörperschaft (Region Stuttgart, 
Region Hannover) ebenfalls skeptisch bis ablehnend bewertet 
(vgl. Difu 2022, S. 22 f.). 

Die Befürworter*innen einer Projektentwicklungsgesellschaft 
nennen die Bündelung von Kräften und Expertise ebenso als Vor-
teile, wie die Umsetzung konkreter Projekte. Die Skeptiker*innen 
bezweifeln das Vorhandensein ausreichender Finanzressourcen 
bzw. die Bereitschaft, diese auf mehrere Kommunen zu verteilen, 
weil die Projekte einer solchen Organisation nicht immer gleich-
mäßig verteilt sein dürften. Außerdem sehen einige die kommu-
nale Planungshoheit als gefährdet an.
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8. Vision zur Region München

Abb. 14: Die Region München bedeutet für mich… 

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024)

Zum Abschluss der Befragung sollten die Kommunen zwei Sta-
tements zur Metropolregion München abgeben, in dem sie gebe-
ten wurden, jeweils die folgenden Halbsätze zu beenden: 

 ▶ „Die Region München bedeutet für mich…“

 ▶ „Meine Vision für die Region München im Jahr 2040 ist...“

Beide Sätze wurden von vielen Teilnehmenden fortgeführt. 
Die persönliche Bedeutung der Region München wird sehr un-
terschiedlich eingeschätzt. Grundsätzlich kann man unterschei-
den zwischen eher positiven Darstellungen und Erwartungen zur 
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Region: So sehen viele darin ihre Heimat, eine starke Region mit 
hohem Wohlstand und hoher Lebensqualität, in der man sich 
wohlfühlt. Darstellungen, die eher die Probleme in den Vorder-
grund stellen, nennen den Wohnungsmangel und hohe Boden- 
und Immobilienpreise mit Siedlungsdruck oder „hemmungslo-
sem Wachstum“, eine Antwort lautet gar nur „Stress“. Dazu gibt es 
auch mittlere Positionen, die sowohl Chancen als auch Herausfor-
derungen bzw. Probleme sehen.

„Heißgeliebt und oft verdammt: Die Region München befindet sich auch zukünftig im Spannungsfeld 

zwischen lebenswerter Heimat und kaum zu steuerndem Wachstum.“

Die folgenden beiden Statements fassen viele Äußerungen 
recht gut zusammen: „Eine der wirtschaftlich stärksten Regionen 
Deutschlands, die daraus bedingt erhebliche Herausforderungen 
und Aufgaben für die jeweiligen Städte, Märkte und Gemeinden 
mit sich bringt.“ „Meine Heimat, in der trotz des Wohlstands viele 
Aufgaben anzupacken wären.“

Die Frage zur Vision der Region München im Jahr 2040 bietet 
mannigfaltige Perspektiven. Viele hoffen auf die Lösung der Prob-
leme, vor allem in den Bereichen Wohnen, Mobilität, Fachkräfte-
mangel und den Erhalt der Prosperität: „Die hohe Lebensqualität 
der Region zu erhalten und durch mehr Ökologie, mehr ÖPNV 
und eine bessere Integration neuer MitbürgerInnen auszubauen.“

„Dystopische“ Visionen gibt es keine, vereinzelt wird Kritik am 
Stadt-Land-Gegensatz bzw. auch einer empfundenen Dominanz 
der Stadt München geäußert. Als Vertreter kritischer Beiträge sei 
der folgende Satz zitiert: „Schwierig, der Speckgürtel um Mün-
chen zieht immer größere Kreise und ist mittlerweile schon auf 
ca. 80 km angewachsen! Die Preislagen der Stadt werden durch 
den großen Wohnbedarf der Stadt auf unsere Gemeinden herab-
gebrochen und machen den Gemeinden es sehr schwierig, einen 
bürgerfreundlichen Baugrundpreis zu erstellen!‚ de Münchner 
zoin ois!‘“

Hervorgehoben wird von einigen auch die Hoffnung, dass die 
interkommunale Zusammenarbeit in der Region verstärkt genutzt 
wird, um die Ziele zu erreichen: „Dass wir in der interkommuna-
len Zusammenarbeit zur Lösung der Probleme viel weiter als jetzt 
sind.“
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9. Schlussbetrachtung und Aussicht

Dank der hohen Beteiligung an der Kommunalbefragung geben 
die Ergebnisse wichtige Hinweise zur „Kooperationslandschaft“ 
in der Metropolregion München. Eine große Mehrheit sieht in der 
Zusammenarbeit zwischen Städten, Gemeinden und Landkreisen 
eine wichtige und an Bedeutung gewinnende Lösungsstrategie für 
kommunale Probleme, Herausforderungen und Aufgaben – und 
empfindet dadurch auch ein Gefühl der regionalen Identität und 
des Zusammengehörens. 

Als besonders geeignet für die Kooperation können jene Hand-
lungsfelder gelten, bei denen die Befragten den Problemdruck 
überwiegend als „hoch“ oder „mittel“ einstufen, also Mobilität, 
Bildung, Energieversorgung, Arbeit und Wirtschaft, Klimaschutz 
und -anpassung, Gesundheit und Pflege sowie Wohnen. Die je-
weils passende Organisationsform und der räumliche Umgriff der 
Kooperationsakteure hängen dabei vom Zweck der Zusammenar-
beit ab. Eher weniger Problemdruck wird gesehen in Bezug auf die 
gemeinsame Ortsplanung und die gemeinsame Entwicklung von 
Konversionsflächen sowie die Freiräume bzw. grüne und blaue In-
frastrukturen. 

Das Zustandekommen bzw. die Entwicklung der kooperativen 
Projekte hängt dabei nach Meinung der Teilnehmenden zum ei-
nen stark von Ideen und Einzelpersonen ab, aber auch von den 
finanziellen, zeitlichen und finanziellen Ressourcen, die für eine 
erfolgreiche Projektarbeit zur Verfügung stehen müssen. Proble-
me sind oft rechtliche Hürden und fehlende Fördermittel höherer 
staatlicher Ebenen, insbesondere des Freistaats. Die Gemeinden 
müssen aber auch die Überwindung eines Kirchturmdenkens, 
also das Festhalten an ausschließlich eigenen Interessen, bewäl-
tigen wollen, damit die Zusammenarbeit zu einem Erfolg führen 
kann.

Einigkeit herrscht darüber, dass niederschwellige Angebote, wie 
Veranstaltungen, Netzwerktreffen und der informelle Austausch 
einen guten Start für die interkommunale Kooperation darstellen, 
aus denen sich auch bereits vorhandene Kooperationsformate, wie 
die teilregionalen Allianzen oder das Regionalmanagement, ent-
wickelt haben.

Die geplante IBA „Räume der Mobilität“ hat bereits eine hohe 
Bekanntheit. Eher skeptisch sehen die kommunalen Entschei-
dungsträger*innen hingegen einen regionalen Ausgleichsfonds. 
Eine größere Bereitschaft besteht bei der Etablierung einer regi-
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onalen Projektentwicklungsgesellschaft, aber nur, wenn die Basis 
der Zusammenarbeit, also ein klarer Gesellschaftszweck mit ei-
nem ausgearbeiteten Konzept, eine ausreichende Finanzierung 
und ein professionelles Team, sichergestellt sind.

Spannend wird es sein, wie sich die IBA entwickelt, handelt es 
sich dabei doch um ein Projekt der interkommunalen Kooperation 
auf der Ebene der Metropolregion München. An diesem Vorhaben 
kann man bereits bis zum heutigen Stand beobachten – und auch 
einige Ergebnisse der Experteninterviews sowie der vorliegenden 
Kommunalbefragung bestätigt sehen – dass es des Engagements 
einzelner Persönlichkeiten bzw. Organisationen bedarf, um ge-
meinsames Handeln zu initiieren und voranzutreiben. Auch bei 
der IBA wird die Finanzierung eine wichtige Determinante des 
Fortkommens bzw. des Erfolgs des Projekts sein. Da die IBA eine 
eigene Gesellschaft zur Entwicklung, Finanzierung und zum Teil 
auch Management der einzelnen Projekte unter dem IBA-Dach 
erhalten soll, könnte dies auch eine Blaupause für eine regionale 
Projektentwicklungsgesellschaft darstellen. Grundsätzlich hat die 
IBA das Potenzial, eine steile Lernkurve für die interkommunale 
bzw. regionale Kooperation zu werden. Dieser Effekt wird umso 
höher, je mehr Akteure sich daran beteiligen, vor allem die „IBA 
Unit“ des EMM e. V., über den sich auch Kommunen und andere 
Stakeholder an der IBA-Gesellschaft beteiligen können, ermög-
licht Potenziale der Beteiligung auch für kleinere Gemeinden.

Insgesamt wecken die Ergebnisse der Kommunalbefragung den 
Mut, auch unabhängig von der IBA, weiterhin über Projekte der 
regionalen Zusammenarbeit nachzudenken, zu diskutieren und 
auch konkret, zum Beispiel im Rahmen der regionalen Woh-
nungsbaukonferenzen, aufzugreifen.

10. Empfehlungen an die Kommunalpolitik in der 
Metropolregion München
Viele kommunale Akteur*innen wissen den Austausch als „In-

kubator“ für Projektideen und zum Ausloten möglicher Koopera-
tionen sehr zu schätzen. Auf der anderen Seite sind die Ressourcen 
begrenzt und mehr Quantität für das regionale Networking bietet 
nicht unbedingt mehr Qualität. Wichtig ist es also, bestehende 
regionale Organisationen und Formate zu nutzen und proaktiv 
Potenziale und Ideen für Vorhaben und Projekte wahrzunehmen 
und entsprechend voranzutreiben, wenn sie im kommunalen In-
teresse sind und auch qualitativ ansprechende Lösungen bieten 
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können. Die Regionale Wohnungsbaukonferenz ist ein gutes Bei-
spiel. Ebenso die Aktivitäten und Veranstaltungen anderer regi-
onaler Akteure, wie der Europäischen Metropolregion (EMM e. 
V.) sowie des Planungsverbands Äußerer Wirtschaftsraum Mün-
chen (PV). 

Es empfiehlt sich die Implementierung eines „multidimensi-
onalen Formats“, um die interkommunale Kooperation in allen 
Themenfeldern weiter zu fördern. Dies gelingt entweder durch 
den Aufbau neuer Formate, wie zum Beispiel einer jährlichen 
Regionalkonferenz zur Kooperation sowie einer digitalen Platt-
form für die kontinuierliche Arbeit daran, durchgeführt und 
„gepflegt“ durch ein „Konsortium“ regionaler Organisationen 
(z. B. EMM e. V., PV, MVV, IHK für München und Oberbayern, 
etc.) oder durch eine Weiterentwicklung bestehender Veranstal-
tungen. So könnte beispielsweise die Regionale Wohnungsbau-
konferenz zu einer Regionalkonferenz weiterentwickelt werden, 
in der neben Wohnen und Infrastruktur noch stärker auch andere 
Handlungsfelder fokussiert werden können. In den vergangenen 
Jahren ist diese Tendenz bereits deutlich zu erkennen. Wichtig ist, 
nicht nur potenzielle Ideen und Lösungen zu diskutieren, sondern 
auch bereits bestehende Kooperationsprojekte vorzustellen, man 
denke etwa an die verschiedenen „Allianzen“ und Regionalma-
nagements.

Ein Themenkomplex, der intensiver diskutiert und im weiteren 
Verlauf konkret untersucht werden könnte, wären die Vor- und 
Nachteile sowie Realisierungsmöglichkeiten einer regionalen Pro-
jektentwicklungsgesellschaft. Die verstärkte Nutzung erneuerba-
rer Energien, auch mit Blick auf die regionalplanerisch in Arbeit 
befindliche neue Kulisse zur Entwicklung der Windkraft, könnte 
ebenso ein wichtiger Gegenstand dieser Gespräche sein, wie das 
häufig im Lichte der interkommunalen Kooperation erwähnte 
Handlungsfeld Wasser mit all seinen Facetten: Hoch- und Nied-
rigwasserkonzepte, Frisch- und Abwassermanagement, „blaue 
Infrastruktur“ usw. Als geeignet für kommunenübergreifende 
Strategien erscheinen auch das Thema Flächenverbrauch und ge-
meinsame Flächenplanungen. Die Befragung zeigt, dass es hierzu 
noch Informations- und Beratungsbedarf gibt und die vorhan-
denen Beispiele in der Metropolregion, wie das interkommunale 
Gewerbegebiet Inning/Wörthsee (Landkreis Starnberg) sowie die 
laufende Konversion der Fliegerhorste im Landkreis Fürstenfeld-
bruck (mit Fürstenfeldbruck, Olching, Maisach und Emmering 
als betroffene Kommunen) und im Landkreis Landsberg am Lech 
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(Stadt Landsberg am Lech, Gemeinde Penzing) als Erfahrungs-
werte vorgestellt und kommuniziert werden sollten.

Auch Verwaltungsgemeinschaften sind ein interessantes In-
strument, nicht nur der effizienten gemeinsamen Gemeinde-
verwaltung, sondern auch des Austauschs und Projektierens ge-
meinsamer Vorhaben, bis hin zur kooperativen Finanzierung. 
Zweckverbände, sei es für die Energieversorgung, die Schul- und 
Erwachsenenbildung (Volkshochschule) oder zur Kooperation 
bei finanzressourcenintensiven Bereichen, wie IT oder Bauhof, er-
scheinen ebenfalls als etablierte Lösungsmöglichkeiten. Zum The-
ma Wohnungsbau gibt es in der Metropolregion diverse Beispiele 
kommunaler Wohnungsbaugesellschaften, die ebenfalls koopera-
tiv aufgebaut und betrieben werden können. Im Rahmen der eher 
themenbezogenen und weniger formalisierten Zusammenarbeit 
bietet sich zum Thema Fachkräftegewinnung ein gemeinsames 
Personalmarketing auf Messen oder im Internet an.

Angesichts der Ergebnisse der Befragung – und auch der mög-
lichen juristischen Hürden – ist die Idee eines regionalen Aus-
gleichsfonds skeptisch zu sehen. Dieses Instrument, das in der 
geschilderten Form in Deutschland bisher nur punktuell existiert 
(vgl. Kommunaler Innenentwicklungsfonds im Landkreis Nien-
burg/Weser), ist sehr anspruchsvoll und dürfte auch auf größere 
politische Widerstände stoßen. Besser geeignet wäre zunächst ein 
projektorientierter Ansatz: Wenn es Vorhaben einer Kommune 
gibt, die positive oder negative Auswirkungen auf die Nachbarn 
haben könnten, dann ist die direkte Ansprache jener Gemein-
den mit einer gemeinsam zu entwickelnden Lösung eine emp-
fehlenswerte Herangehensweise. Neutrale Partner, wie der Pla-
nungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV) oder der 
EMM e. V., sind bereits bestehende Institutionen, welche die Ge-
meinden beraten und unterstützen könnten.
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1. Einleitung

Interkommunale und regionale Projekte sind in der Region Mün-
chen erprobte Praxis. Langjährige Erfahrungen finden sich z. B. 
in den thematisch fokussierten kooperativen Projekten der MVV 
GmbH, des Vereins Dachauer Moos e. V. oder des Heideflächen-
verein Münchner Norden e.  V. Regionale Institutionen wie der 
Regionale Planungsverband München (RPV) und der Planungs-
verband Äußerer Wirtschaftsraum München (PV) wie auch der 
freiwillige Zusammenschluss im Verein Europäische Metropol-
region München e. V. (EMM) unterstützen gemeinsame Projekte 
und die Gestaltung der Wachstumsregion. 

Trotz dieser reichhaltig vorhandenen Erfahrungen und der brei-
ten Palette möglicher Instrumente bleiben der Aufbau und die 
Verstetigung von Kooperationsbeziehungen über Gemeindegren-
zen hinweg herausfordernd. Sie sind noch keine Selbstverständ-
lichkeit und auch kein Selbstläufer. Rechtliche und planerische 
Instrumente für die Implementierung interkommunaler Koope-
rationen sowie zum Ausgleich der Lasten und Nutzen von Wachs-
tum und Entwicklung zwischen Kommunen sind grundsätzlich 
vorhanden und es existiert auch ein Pool an Anwendungserfah-
rungen (vgl. Bock et al. 2020). Dennoch wird interkommunale 
Kooperation vor Ort eher als nachrangige Strategie und Zusatz- 
aufgabe wahrgenommen und wenig prioritär umgesetzt. Inter-
kommunal zusammenzuarbeiten bedeutet auch, Nutzungen wie 
Wohnen, Gewerbe, Infrastrukturen und Freiräume interkommu-
nal abgestimmt an aus gemeindeübergreifender Sicht optimalen 
Standorten zu realisieren. Das hat u.  U. zur Folge, dass die Zu-
sammenarbeit zunächst unterschiedliche Vor- und Nachteile für 
einzelne Städte und Gemeinden mit sich bringt. Projektübergrei-
fende und strategische Kooperationen werden auch deshalb oft 
als schwierig bewertet, da sich der gemeinsame, regionale Nutzen 
nicht in jeder der beteiligten Kommunen gleichermaßen mess-
bar niederschlägt, einzelne Städte und Gemeinden wirtschaftlich 
finanzielle Nachteile befürchten und Beratungs- und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten nur eingeschränkt vorhanden sind oder auch 
nur zögerlich genutzt werden. 

Im Ballungsraum München sind eine Vielzahl interkommunaler 
Aktivitäten zu finden. Das Potenzial wird aber nicht im vollen 
Umfang ausgeschöpft (vgl. Kommunalbefragung PV 2024). Das 
bedeutet, dass für Kooperation offensiv geworben werden muss 
und dass neben der Organisation auch die Verteilung der Folge-



5

kosten eines interkommunalen Projekts stärker thematisiert und 
transparent auszuhandeln ist. Dabei ist von Bedeutung, dass trotz 
der insgesamt positiven und dynamischen Entwicklung in der 
Region nicht jede Kommune gleichermaßen von Wachstum und 
Entwicklung profitiert und Gewinn und Verzicht im Rahmen der 
Zusammenarbeit nicht nur mit dem Verweis auf das regionale Ge-
meinwohl oder fiktive Ressourceneinsparungen aufgelöst werden 
können. Die teilnehmenden Kommunen der Regionalen Woh-
nungsbaukonferenz 2019 waren sich einig, dass interkommunale 
Kooperationen in diesem Sinne vorangetrieben werden müssen 
und haben das im Zukunftsbild „Schritt für Schritt zur Region 
2040“ (https://www.wohnungsbaukonferenz.de/downloads/) fest-
gehalten.

1.1. Projektziele, Beteiligte, Zeitraum

Das Gemeinschaftsprojekt „Region ist Solidarität“ der Landes-
hauptstadt München sowie der Landkreise Dachau und Ebersberg 
setzte u. a. an diesem Ergebnis an. Angesichts der vorhandenen 
Unsicherheit bezüglich der Instrumente und der Organisation 
möglicher Kooperationen in der Region München wurden in der 
ersten Phase des Projekts (planerische) Instrumente, mit denen 
in und zwischen den Gemeinden ein fairer Lasten-Nutzen-Aus-
gleich diskutiert und verankert werden kann, zusammengetragen, 
geprüft und in Steckbriefen (https://www.wohnungsbaukonfe-
renz.de/wp-content/uploads/2022/04/Region-ist-Solidaritaet_In-
strumente.pdf) aufbereitet. Die zweite Phase konzentrierte sich 
auf die Umsetzungserfahrungen und -erfordernisse in der Region 
München. Ziel war es, den Status-quo der regionalen Kooperati-
onskultur in einer qualitativen und einer quantitativen Erhebung 
zu erfassen und die Umsetzung ausgewählter interkommunaler 
Ansätze – unterstützt durch wissenschaftliche Inputs, externe 
Moderation und beispielgebende Referenzregionen – zu beglei-
ten, Methoden des Kosten-Nutzen-Ausgleichs zu erproben und 
Grundsteine für dauerhafte Formen der Kooperation zu legen.

https://www.wohnungsbaukonferenz.de/downloads/
https://www.wohnungsbaukonferenz.de/wp-content/uploads/2022/04/Region-ist-Solidaritaet_Instrumente.pdf
https://www.wohnungsbaukonferenz.de/wp-content/uploads/2022/04/Region-ist-Solidaritaet_Instrumente.pdf
https://www.wohnungsbaukonferenz.de/wp-content/uploads/2022/04/Region-ist-Solidaritaet_Instrumente.pdf
https://www.wohnungsbaukonferenz.de/downloads/
https://www.wohnungsbaukonferenz.de/wp-content/uploads/2022/04/Region-ist-Solidaritaet_Instrumente.pdf
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1.2. Bausteine des Projektes

Expert*innenbefragung
Um im Rahmen dieses Projekts Erkenntnisse über Chancen, Ri-
siken, Möglichkeiten und Hemmnisse interkommunaler Aktivi-
täten und Projekte in der Region München zu gewinnen, wurden 
von März bis November 2021 Einzelinterviews und Gruppenge-
spräche mit insgesamt 22 Gesprächspartner*innen aus Städten, 
Gemeinden, Landkreisen und regionalen Institutionen der Region 
München sowie mit Expert*innen aus anderen Regionen geführt. 
Ausgewählt wurden Gesprächspartner*innen, die Erfahrungen 
mit Initiativen und Projekten interkommunaler Kooperation auf-
weisen und/oder eine aktive Rolle in regionalen Netzwerken der 
Region München spielen. Ihr Know-how und ihr Erfahrungswis-
sen wurden zusammengetragen und reflektiert. Die Auswertung 
fokussierte sich auf bisher Erreichtes und nahm darüber hinaus 
mögliche Kooperationsperspektiven in der Region in den Blick. 
Eine repräsentative Befragung der Städte und Gemeinden zu kom-
munalen Kooperationen wurde 2023 durchgeführt (https://stadt.
muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-mu-
enchen.html).

2

Bestandsaufnahme A

Instrumente und Beispiele

„Piloten“

Begleitung interkommunaler 
Modellvorhaben

Bestandsaufnahme B

Expertengespräche und 
Kommunalbefragung

Interviews mit Akteur*innen aus Städten, Gemeinden, 
Landkreisen und regionalen Institutionen (2022)

Kommunalbefragung des Planungsverband Äußerer 
Wirtschaftsraum München (2023)

Regional Hub Petershausen (2021-2022)

„Freizeit-/Badebus“ – Baustein der Multimodalen 
Mobilitätsstrategie in der Würmregion (2021-2023)

Steckbriefe zu Handlungsfeldern, Organisationsformen und 
Planungsinstrumenten interkommunaler Zusammenarbeit unter 
Anwendung von Lasten-Nutzen-Ausgleichsmechanismen 
(2019)

1

2

https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html
https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html
https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html
https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html
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Pilotvorhaben 
Im Rahmen von Pilotprojekten sollten in einem zweiten Baustein 
ausgewählte Instrumente der interkommunalen Kooperation ein-
gesetzt, getestet und hinsichtlich ihrer Praxistauglichkeit bewertet 
werden. Ein Fokus lag dabei auf den Möglichkeiten der Bewertung 
und des Ausgleichs der von den Kommunen in die Kooperation 
einzubringenden „Waren und Güter“. 

Ausgehend von der Umsetzungslücke zwischen den vielfältigen 
Kooperationsnotwendigkeiten und -möglichkeiten und der Pra-
xis, sollten im Rahmen des Projektes vorhandene Kooperations-
ideen und Projektskizzen unterstützt und weiterentwickelt wer-
den. Als Voraussetzung für eine Durchführung der Pilotprojekte 
wurden Kommunen, Landkreise und ggf. Private aus der Region 
München gesucht, die mit Eigeninteresse ein solches Projekt aktiv 
vorantreiben wollten. 

Der Gedanke war, dass sich die Pilotprojekte im Laufe des Pro-
jekts zu Botschafterinnen des Kooperationsgedankens „Region 
ist Solidarität“ entwickeln und zeigen, dass und wie Kooperation 
machbar ist. Die Begleitforschung sollte die Prozesse als externe 
Akteurin unterstützen – sie konnte und sollte die Pilotprojekte 
weder alleine tragen noch ausgestalten. Das sollte Aufgabe der 
sich beteiligenden Kommunen sein. Das Forschungsteam hatte 
die Aufgabe, die Vorhaben im Sinne eines „Reallabors“ zu beglei-
ten und folgende Aufgaben zu übernehmen: 

 ▶ Unterstützung und Beratung bei der Selbstreflexion: 
Welche Probleme sollen gelöst werden? Wo steht das Ko-
operationsvorhaben? Welche Unterstützer*innen sind 
vorhanden? Welche Hemmnisse bestehen? Wie lässt sich 
ein fairer Kosten-Nutzen-Ausgleich gestalten? Die Koope-
rationspartner werden während des Projektverlaufs vom 
Auftragnehmer begleitet und bei wichtigen Fragestellungen 
unterstützt und beraten.

 ▶ Unterstützung und Beratung bei der Durchführung der 
Pilotprojekte: Wie kann der Prozess strukturiert werden? 
Welche Meilensteine tragen zu einer erfolgreichen Durch-
führung bei? Welche Instrumente sind geeignet? Welche 
Beispiele (Referenzregionen) können zur Inspiration he-
rangezogen werden? Zur inhaltlichen, strukturellen und 
terminlichen Organisation des Durchführungsprozesses 
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unterstützt der Auftragnehmer die Pilotvorhaben durch 
vorhandenes Wissen und eigene Vorschläge.

 ▶ Unterstützung und Beratung bei der internen Kommu-
nikation: Wie wird eine positive Dynamik erzeugt? Welche 
Routinen müssen etabliert werden? Wie werden Zwische-
nergebnisse etc. kommuniziert? Zwischen den am Pilotpro-
jekt Beteiligten vermittelt der Auftragnehmer als Moderator 
und unterstützt den regelmäßigen Austausch und die Ab-
stimmung untereinander.

 ▶ Einbindung des Pilotprojekts in die regionale Koopera-
tionslandschaft: Wer sucht nach ähnlichen Lösungen? Wie 
können die Erfahrungen/ Ergebnisse anderen vermittelt 
werden? Mit Blick auf die Außendarstellung unterstützt 
und berät der Auftragnehmer die Pilotvorhaben mit dem 
Ziel, diese im Laufe des Projekts zu Botschafterinnen des 
Kooperationsgedankens „Region ist Solidarität“ zu machen.

Kommunalbefragung 
Auf der Grundlage des erarbeiteten Katalogs an Handlungsfel-
dern, Instrumenten und Strukturen (vgl. Bock et al. 2020) wurde 
2023 unter Federführung des PV eine Kommunalbefragung zum 
Stand der interkommunalen Kooperation im Großraum Mün-
chen durchgeführt. (https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nut-
zen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html) Adressaten der 
Befragung waren die politischen Entscheidungsträger*innen der 
kommunalen Gebietskörperschaften im Großraum München. 
Neben einer Einschätzung des aktuellen Status der Kooperations-
aktivitäten sollten auch Verbesserungsmöglichkeiten und Ansatz-
punkte zur Weiterentwicklung der Zusammenarbeit ausgelotet 
werden. Dazu gehören die Eruierung von Chancen und Hemm-
nissen, die die Kommunen in der Metropolregion München hin-
sichtlich der Zusammenarbeit sehen, aber auch die Abfrage von 
Handlungsfeldern der Kooperation sowie konkreter Instrumente 
und Organisationsformen.

2. Ergebnisse: Die Region München auf dem Weg zu 
„Solidarität“

Das Projekt ist angetreten, zum einen um eine Landkarte der Ko-
operationsaktivitäten in der Region München zu zeichnen und 
Schritt für Schritt zu konkretisieren. Zum anderen sollte ein akti-

https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html
https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html
https://stadt.muenchen.de/infos/lasten-nutzen-ausgleich-ballungsraum-muenchen.html
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ver Beitrag zur Vertiefung der Kooperationsbeziehungen geleistet 
werden. 

Aus Sicht der Kommunen werden Kooperationen wichtiger, so-
wohl mit Blick auf die aktuellen Herausforderungen als auch die 
Erfüllung der kommunalen Aufgaben. Es braucht aber starke Trei-
ber. Der Blick in die Kooperationspraxis (vgl. Abb. 1) zeigt, dass 
über die Hälfte der Kommunen Erfahrungen mit Kooperationen 
haben. Gleichwohl kann als Zukunftsaufgabe definiert werden, 
die 39 % der Kommunen ohne Kooperationsbeziehungen für de-
ren Vorteile zu sensibilisieren oder auch bestehende Hürden aus 
dem Weg zu räumen.

Abb. 1: Kooperationspraxis

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 7

Die Kommunen verfügen über Kooperationserfahrungen in ver-
schiedenen Themen. Es zeigen sich unterschiedliche Konstellati-
onen der Zusammenarbeit auf den räumlichen Ebenen (vgl. Abb. 
2). Die geringste Kooperationsintensität besteht bei den Themen 
Konversionsflächen (die allerdings auch nicht regelhaft vorhanden 
sind), der gemeinsamen Ortsplanung, der Digitalisierung und der 
grünen und blauen Infrastruktur.

Während die Kommunalbefragung ein Bild der Kooperationspra-
xis und deren Bewertung im Jahr 2023 zeichnet, wurden in den 

Unmittelbare 
Nachbargemeinden
18%

Gemeinden im Landkreis bzw. 
'unter dem Dach des 
Landkreises'
24%

Kooperation auf 
verschiedenen Ebenen
11%

Landkreisübergreifend
8%

Keine Kooperation
39%

n=58-84
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anderen Bausteinen des Projektes die Veränderungsdynamiken 
mit den Gesprächspartner*innen diskutiert und eigene Erfah-
rungen mit Kooperationsprozessen gesammelt. Die Erkenntnisse 
werden im Folgenden thesenartig zusammengestellt.

Abb. 2: Kooperationspraxis nach Themen und Ebenen der Zusammenarbeit (vgl. Abb. 1)*

A Mobilität und Verkehr

B Klimaschutz und -anpassung

C Kinderbetreuung und Bildung

D Tourismus / Sport

E Arbeit und Wirtschaft

F Energieversorgung

G Gesundheit und Pflege

H Verwaltungszusammenarbeit

J Wohnen

K Konversionsflächen

L Freiraum / Grüne und blaue 
Infrastruktur

M Digitalisierung

N Gemeinsame (abgestimmte) 
Ortsplanung

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 7 
* Die Prozentzahlen bei den einzelnen Themen addieren sich über die räumlichen Ebenen auf 100 %. D. h. im 
Themenfeld A Mobilität gaben 16 % der antwortenden Kommunen an, mit den Nachbargemeinden zu kooperieren; 
40 % kooperieren mit Gemeinden des Landkreises; 10 % auf verschiedenen Ebenen, 18 % landkreisübergreifend und 
nur 15 % gaben an, in keiner Kooperation in dem Themenfeld involviert zu sein. 

Nachbargemeinden (18 %)

Kooperation auf verschiedenen Ebenen (11 %)

Landkreisübergreifend (8 %)

Keine Kooperation (38 %)

Landkreis (24 %)
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2.1. Die interkommunalen und regionalen Kooperationen 
nehmen zu

Die Region München rückt zusammen: Anhaltender 
Wachstumsdruck bringt das Umland und die Landeshauptstadt 
näher zusammen
Städte, Gemeinden und Landkreise können das anhaltende 
Wachstum in der Region München und seine Folgen nicht mehr 
alleine bewältigen. Diese von immer mehr Kommunen wahrge-
nommene Herausforderung der zukünftigen Entwicklung von 
Wohnen, Gewerbe, Verkehr und Freiraum ist ein starker Impuls 
zur interkommunalen und regionalen Kooperation und bringt die 
Kommunen der Region zusammen. Noch fehlt jedoch eine ge-
meinsame Vision, die von vielen getragen wird.  

Die Region München ist in den Köpfen angekommen: Die 
interkommunale und regionale Zusammenarbeit gewinnt an 
Bedeutung und wird geschätzt
Der Kreis der Bürgermeister*innen in der Region, die erkennen, 
dass die Zukunft ihrer Stadt und Gemeinde am besten als Zukunft 
in der Region und als Zukunft mit der Region gedacht werden 
kann, wird stetig größer. Sie gehen die Herausforderungen in ih-
ren Städten und Gemeinden mit einem Blick über den Kirchturm 
hinaus an und suchen interkommunale und regionale Lösungen. 
Städte, Gemeinden, Landkreise und die Landeshauptstadt Mün-
chen können miteinander: Der Austausch untereinander wird 
geschätzt, die Stimmung hat sich deutlich gewandelt, und die An-
lässe für Begegnungen werden gerne genutzt. Und doch ist das Eis 
dünn: Jeder schiefe Ton und jede unklare Äußerung der Kernstadt 
führen zu Zweifeln an ihrer Bereitschaft zur Zusammenarbeit.

Kooperation wird selbstverständlich: Zusammenschlüsse, 
Zweckverbände und interkommunale Allianzen auf dem 
Vormarsch
Ob im Norden, Süden, Westen oder Osten – in den unterschiedli-
chen Teilen der Region gehen Städte und Gemeinden zunehmend 
interkommunale Bündnisse ein und intensivieren ihre Zusam-
menarbeit. In den neu gegründeten interkommunalen Netzwer-
ken und Vereinen diskutieren sie ihre Themen und Interessen, 
entwickeln gemeinsam Konzepte und setzen erste interkommu-
nale Projekte um. Viele gemeinsame Projekte, Erfahrungen wach-
sen, in einigen Themenfeldern mehr, in anderen nur sehr zaghaft 
oder gar nicht. 
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Interkommunale Projekte evaluieren und Kooperationserfolge 
sichtbar machen und kommunizieren
Bisher sind in der Praxis interkommunaler Kooperationen nur 
sehr selten Reflexionen oder gar Evaluationen der vorhandenen 
Konzepte und Projekte vorgesehen. Die Konzepte nicht in der 
Schublade verschwinden zu lassen, sondern die Ergebnisse zu-
sammenzustellen, wieder aufzugreifen und vor allem hinsichtlich 
des Umsetzungsstandes und der dabei gemachten Erfahrungen 
auszuwerten, könnte ein wichtiger Arbeitsschritt sein, um Dop-
pelarbeit, sich wiederholende Erfahrungen und wachsenden Frust 
angesichts der nicht umgesetzten Projekte zu vermeiden. Eine 
Evaluation der bisherigen Kooperationspraxis klingt zunächst 
nach viel und vor allem mehr Arbeit, die bei den jetzt schon knap-
pen Ressourcen kaum geleistet werden kann. Wird jedoch berück-
sichtigt, wie viele Ressourcen in die Erarbeitung dieser Konzepte 
eingeflossen sind und welcher Erfahrungsschatz damit verbunden 
ist, liegt es nahe, diesen auch zu heben, um gemeinsam Ergeb-
nisse und Erfolge sichtbar zu machen und diese dann auch in die 
Region zu kommunizieren. Nur so kann der Mehrwert der Zu-
sammenarbeit verdeutlicht werden, nur so kann die Politik vom 
Erfolg der Kooperation überzeugt werden und die Kooperation 
sichtbar werden. 

2.2. Interkommunale Projekte müssen viele Hürden 
meistern

Die Herausforderungen liegen im Detail: (Interkommunale) 
Konzepte gehen vergleichsweise leicht von der Hand, die 
Realisierung einzelner Projekte ist umso schwieriger. 
Interkommunale Zusammenschlüsse und gemeinsame Konzep-
te sind die eine Seite – die Umsetzung gemeindeübergreifender 
Projekte die andere: Solange interkommunales Handeln nicht ein-
geübt ist, solange vor allem in den kleinen Städten und Gemein-
den Ressourcen für freiwillige Aufgaben fehlen und solange Rah-
menbedingungen auf Landes- und Bundesebene interkommunale 
Projekte erschweren oder verhindern, wird der Wille zur Zusam-
menarbeit ausgebremst, die notwendigen gemeinsamen Projekte 
bleiben in der Schublade. Die Verständigung auf die Aufnahme 
von Projekten in interkommunale Konzepte scheint unproble-
matisch, konkrete Schritte zur Umsetzung werden aber weniger 
verbindlich verankert und folgen nicht zwangsläufig. Zuständig 
für Konzepte sind zumeist beauftragte Büros, deren Finanzierung 
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regelmäßig und zu großen Teilen durch Fördermittel erfolgt. Der 
Aufwand für die beteiligten Städte und Gemeinden bleibt dem-
entsprechend überschaubar, die direkte Verantwortung eher ge-
ring. Selten fühlt sich eine Kommune konkret zuständig für die 
tatsächliche Umsetzung der vereinbarten Projekte. Daher enden 
Aktivitäten häufig nach Abschluss der Konzepte, mitunter auch 
wegen fehlender Ressourcen.

Kleinere Gemeinden benötigen fachliche und organisatorische 
Unterstützung bei der gemeinsamen Projektentwicklung und 
-umsetzung. 
Fragt man nach der grundsätzlichen Bedeutung der Zusammen-
arbeit, betonen die teilnehmenden Kommunen deren Bedeutung. 
Gegen interkommunale Projekte spricht sich niemand aus. Je kon-
kreter die Zusammenarbeit wird und sich der Umfang des einzu-
setzenden Personals und der Ressourcen abzeichnet, desto eher 
trifft der Wunsch nach Kooperation auf enge Rahmenbedingun-
gen vor Ort. Die Realisierung von interkommunalen Projekten 
stellt insbesondere kleinere Gemeinden vor erhebliche Schwie-
rigkeiten. Mittlerweile sehen viele Kommunen die Grenzen der 
Handlungsfähigkeit bereits bei den (zunehmenden) regulären 
Aufgaben erreicht (vgl. Abb. 3). Freiwillige Aufgaben mit unge-
wissem Nutzen ziehen sie deshalb kaum in Erwägung. Neben der 
wachsenden Aufgabenfülle und -komplexität bremsen vor allem 
fehlende personelle und finanzielle Ressourcen. Ohne die Unter-
stützung Dritter, ob durch Landkreise, regionale Institutionen, 
den Freistaat oder andere Institutionen, werden innovative Ideen 
(wie sie in vielen Konzepten regelmäßig empfohlen werden) ten-
denziell eher zurückhaltend aufgenommen. Kommunen reagie-
ren deshalb immer wieder schon im Vorfeld verhalten – auch weil 
vielen Ideen ein Umsetzungskonzept und eine Navigation durch 
die bürokratischen Herausforderungen (fast lane – Überholspur) 
fehlen.

Was und wie machen es eigentlich die anderen? 
Erfahrungsaustausch und Lernen von guter Praxis als Schlüssel
Die Gemeinden erweitern im Rahmen interkommunaler Koope-
rationen ihren Wirkungskreis und ihr Leistungsspektrum. Viele 
Aufgaben können allein nicht (gut) gelöst werden, weil einerseits 
Gemarkungsgrenzen zu eng sind und andererseits die Ressour-
cen nicht ausreichen. Jede interkommunale Kooperation ist aber 
„Maßarbeit“ – in der Überzeugung der Kooperationspartner*in-
nen, im Finden der passenden Organisationsform und der Um-
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setzung. Deshalb kann ein regelmäßiger Austausch in der Regi-
on aber auch zwischen Regionen zu Lösungsmöglichkeiten dabei 
helfen, Fehler zu vermeiden und vor allem Rückenwind zu gewin-
nen. Wichtig in diesem Zusammenhang ist eine adäquate Aufbe-
reitung guter Beispiele, die zeigen, was – vor allem unter unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen (Bundesländer) – möglich ist.

Abb. 3: Stolpersteine für Kooperationen 

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 11

2.3. Quadratur des Kreises: Wunsch nach handelnden 
Akteuren versus Übertragung von Kompetenzen

Die vorhandenen regionalen Institutionen sind alleine nicht 
ausreichend handlungsfähig – starke Alternativen sind nicht 
gewünscht 
Starke und eigenständige Kommunen sind eine Stärke der Regi-
on München. Regionale Institutionen stehen eher in der zweiten 
Reihe, sie werden für ihre Unterstützung geschätzt. Regionale Ak-
tivitäten werden durch enge kommunale Ressourcen begrenzt, es 
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fehlt oft eine treibende Institution, die die anderen mitzieht. PV, 
RPV und EMM können die von vielen Kommunen als notwendig 
bewerteten regionalen Perspektiven und Initiativen alleine nicht 
entwerfen und umsetzen. Neue regionale Strukturen sind aber 
nicht gewünscht. Es bleibt die Frage: Wie können interkommu-
nale Allianzen, regionale Perspektiven und eine regionale Vision 
zusammengeführt werden und wer steuert diese Prozesse? 

Strukturelle Herausforderung ungelöst: Regionale Kümmerer  
Was wollen, was brauchen die Kommunen, wer kann sie unter-
stützen? Erforderlich wäre eine Stärkung der Rolle vorhandener 
regionaler Institutionen durch die Übertragung entsprechender 
Kompetenzen und Befugnisse. Das wird aber seitens einer Viel-
zahl von Kommunen ambivalent und im Tenor eher ablehnend 
beurteilt (vgl. Bock et al. 2022). Dies berücksichtigend ist auch 
der Aufbau einer regionalen Unterstützungsinstitution denkbar, 
die die Städte und Gemeinden als Kümmerer unterstützt. Es muss 
daher deutlicher als bisher kommuniziert werden, dass gerade 
solche gestärkten regionalen Institutionen die von allen Seiten ge-
wünschten Kümmerer sein könnten. Das Bekenntnis zur konkre-
ten Umsetzung des jeweiligen Kooperationsprojekts sowie Über-
legungen zur anteiligen Finanzierung eines Kümmerers bleiben 
dabei in kommunaler Verantwortung. 

2.4. Region ist Solidarität? Vielschichtigkeit von Lasten-
Nutzen-Ausgleichen  

Lasten-Nutzen-Ausgleich: Kern der interkommunalen 
Zusammenarbeit
Die Kommunen in der Region München sind höchst unterschied-
lich: Sie liegen in dynamischen Entwicklungskorridoren oder am 
Rand, sie bewerten Einwohnerzuwächse und Wirtschaftsansied-
lungen als Gewinn oder blicken skeptisch auf die Veränderungs-
dynamiken, sie versuchen Tourismusströme in die Region zu len-
ken oder auch mit den Folgen des Overtourism umzugehen und 
vieles mehr. Ein wichtiger Ausgleich der Unterschiede in den Rah-
menbedingungen ist in den Umlagesystemen (Gemeindefinanz-
ausgleich) verankert. Im Unterschied dazu setzt der Gedanke des 
Lasten-Nutzen-Ausgleichs, der in dem Projekt verhandelt wurde, 
an den Kommunikations- und Verhandlungsprozessen an, die die 
Grundlage für ein gemeinsam getragenes Entwicklungsverständ-
nis bilden. Ein wichtiger Schritt war der Beginn der Neudefini-
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tion des Verhältnisses zwischen München und der Region. Hier 
wurden erhebliche Fortschritte erzielt, wie die jährliche Regionale 
Wohnungsbaukonferenz zeigt. An der Perspektive muss intensiv 
gearbeitet werden, denn es gibt gleichermaßen den Wunsch nach 
Konkretisierung der Zusammenarbeit als auch den „Rückfall“ in 
alte Muster.

Lasten-Nutzen-Ausgleich: der Schritt von der Theorie in die 
Praxis? 
Lasten und Nutzen der Kooperation werden überwiegend mit 
Blick auf die eigene Kommune betrachtet. Andere Möglichkeiten 
des Lastenausgleichs werden in der Regel nicht in die Bilanz mit 
einbezogen. Die Wirkungen interkommunaler Projekte für die 
gesamte Region und davon abgeleitet für die eigene Stadt oder 
Gemeinde werden als zu gering bewertet, um mit anderen Kom-
munen zu kooperieren. Sichtbar wird somit ein hoher Bedarf an 
Kommunikation und Überzeugungsarbeit, um den Mehrwert der 
Zusammenarbeit zu verdeutlichen und das Verhältnis von Lasten 
und Nutzen der Zusammenarbeit transparent zu machen. Die Zu-
sammenarbeit über Gemeindegrenzen hinweg kann nur gelingen, 
wenn alle beteiligten Kommunen etwas davon haben. Wie ein sol-
cher Ausgleich konkret aussehen, wie er untereinander verhandelt 
werden könnte und was als gerecht empfunden wird, ist bisher 
jenseits der erprobten Zusammenarbeit in z. B. Zweckverbänden 
kaum Thema. Auf die dort entwickelten und geschätzten Aus-
gleichsmechanismen könnte aufgebaut werden, damit neue For-
men des Ausgleichs leichter verhandelbar und weniger skeptisch 
betrachtet werden.

2.5. Mobilitätswende in der Stadtregion zum Türöffner für 
Kooperation machen

Mobilität als interkommunales Thema hoch bewertet – aber die 
Umsetzung der Mobilitätswende im Stadt-Umland ist ein dickes 
Brett
Grundsätzlich zeichnet sich das Thema Mobilität durch die höchs-
te Kooperationsintensität aus. Das liegt in der Natur der Sache 
begründet – die regionalen Vernetzungsbeziehungen brauchen 
gemeinsame Antworten in Form von Mobilitätsangeboten und 
-infrastrukturen. 77 % der antwortenden Kommunen bescheinig-
ten „Mobilität und Verkehr“ ein hohes Potenzial für interkommu-
nale Kooperationen, auch wenn diese eher auf der regionalen Ebe-
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ne angesiedelt sein müssen. Die Piloten zeigen aber exemplarisch 
auch die Herausforderungen der Mobilitätswende im Stadt-Um-
land. Ein grundsätzlicher Wandel im Verkehrsverhalten ist in 
ländlicheren Regionen voraussetzungsvoller und konflikthafter 
als in den Kernstädten und wird deshalb von der Mehrzahl der 
Politiker*innen sehr zurückhaltend aufgegriffen (Landeshaupt-
stadt München 2023). Es braucht in dem Bereich eine konzertier-
te Anstrengung, die auch die Weichenstellungen der Bundes- und 
Landesebene einbezieht, und regionale Institutionen, die das The-
ma vorantreiben.

Perspektive IBA: Schritt in die regionale Zukunft
Mit der IBA startet in der Region ein gemeinsamer Prozess, der 
– breit vermittelt und kommuniziert – einen wichtigen Schritt 
zur Umsetzung schon lange notwendiger Projekte und zum Auf-
bau neuer regionaler Strukturen bedeuten sollte. In der Kommu-
nalumfrage wurde deutlich, dass die IBA noch einen weiten Weg 
vor sich hat, denn es gaben fast 30 % der antwortenden Kommu-
nen an, sich nicht beteiligen zu wollen, weiteren 35 % ist die IBA 
nicht bekannt oder sie haben keine Meinung dazu. In über 40 % 
der Kommunen werden aber bereits Ideen geschmiedet oder über 
die Teilnahme diskutiert. Es besteht die Hoffnung, dass die IBA 
Motor sein kann für raschere Planung und Umsetzung von Pro-
jekten, die eine Strahlkraft für die ganze Region entfalten.

3. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Vom Konzept zum Projekt

 ▶ Die Kommunen sollten klar benennen, welche Rolle sie im 
Rahmen interkommunaler Kooperationsprojekte überneh-
men (können): Umsetzerin, Unterstützerin, Zuarbeit von 
der Seitenlinie.

 ▶ Vorhandene regionale Institutionen sollten ebenso klar be-
nennen, was sie mit ihren Ressourcen und einem definier-
ten Aufgabenzuschnitt leisten können und wo ihre Grenzen 
liegen.

 ▶ Über eine solche Vermessung des Möglichkeitsraums kann 
konkret formuliert werden, welche Lücken geschlossen 
werden müssten, damit eine Umsetzung erfolgen kann. 
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Abhilfe können u. U. gemeinsam finanzierte Projektsteue-
rer*innen schaffen.

 ▶ Kommunen einbeziehen bedeutet auch Verwaltung und 
Politik mitnehmen. Zu einem möglichst frühen Zeitpunkt 
sollten die Projektverantwortlichen die Vertreter*innen der 
beteiligten Stadt- und Gemeinderäte über interkommunale 
Projekte informieren und diese ggf. darüber entscheiden. 
Nur so kann eine verbindliche Verankerung gesichert 
werden. Auf der Grundlage eines politischen Beschlusses 
(Mandat) kann die Gemeindeverwaltung aktiv in die Pro-
jektentwicklung einsteigen und es erwächst ein gewisser 
Handlungsdruck (Routinen der Beschlusskontrolle).

Regionale Institutionen als Kümmerer 

 ▶ Viele, insbesondere kleinere Gemeinden würden von einer 
Institution, die sie bei der Umsetzung der interkommuna-
len Projekte fachlich und finanziell unterstützt, erheblich 
profitieren. Die Landkreise, andere regionale Akteure oder 
auch gemeinsam finanzierte Projektsteuerer*innen könnten 
in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle überneh-
men, begleitet von interkommunalen Förderprogrammen, 
die über die Förderung von Verwaltungskooperationen hi-
nausreichen.

 ▶ Die Unterstützung, die für Projekte mit überörtlichem 
Interesse notwendig ist, kann nur dann von vorhandenen 
regionalen Initiativen oder Institutionen übernommen wer-
den, wenn diese mit ausreichend Ressourcen ausgestattet 
sind und die Steuerung interkommunaler Prozesse in ihre 
Zuständigkeit fällt. Andernfalls sollte die o. g. gemeinsame 
Beauftragung externen Projektsteuerer*innen in Erwägung 
gezogen werden.

 ▶ Auf der einen Seite könnten die schon thematisierten orga-
nisatorischen Unterstützungsleistungen regionaler Institu-
tionen Aufklärung und Überzeugung leisten. Zum anderen 
ist es denkbar, dass eine Erhöhung der Anreize (z. B. über 
Fördermittel) die Kooperationsneigung erhöhen kann. Am 
aussichtsreichsten erscheint eine Kombination der beiden 
Ansätze.

 ▶ Regionale Institutionen können auf der einen Seite als Mul-
tiplikatorinnen wirken und die bereits vorhandenen Ansät-
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ze der Zusammenarbeit sowohl bei den Routinetreffen als 
auch im Rahmen gesonderter Veranstaltungen und/oder 
Veröffentlichungen weitergeben. Auf der anderen Seite kön-
nen sie Austausch und Vernetzung aktiv unterstützen. Als 
Folge einer Stärkung der regionalen Vernetzung und der 
daran geknüpften Institutionalisierung der interkommuna-
len Strukturen könnten regionale Projekte deutlich an Fahrt 
aufnehmen.

Interkommunale Kooperationen voranbringen: Konkrete 
Schritte 

 ▶ Aus Erfahrungen lernen: 
Eine Evaluation der bisher erfolgten Kooperationen und 
des Umsetzungsstandes einzelner Kooperationsprojekte so-
wie der konkreten Schlussfolgerungen aus interkommuna-
len Konzepten könnte ein erster Schritt sein, die Koopera-
tionslandschaft in der Region München nicht nur sichtbar 
zu machen, sondern von den vorhandenen Erfahrungen 
zu lernen. In einem gemeinsamen Prozess könnten die 
Projektbeteiligten Stellschrauben des Erfolgs identifizieren, 
Stolpersteine erkennen und Perspektiven auch zur instituti-
onellen Ausgestaltung ableiten.

 ▶ Regional beraten, unterstützen, koordinieren und um- 
setzen: 
Die Kommunen sehen sich in einer Reihe von Themen 
nicht in der Rolle, Kooperationen zu initiieren, sondern 
verorten diese Aufgabe auf der regionalen Ebene (vgl. Abb. 
4). Während die interkommunale Kooperationspraxis u. a. 
im Rahmen dieses Projektes untersucht wurde, sind die An-
gebote auf den regionalen Ebenen u. U. nicht bekannt bzw. 
wenig transparent. Die vorhandenen regionalen Akteure 
sollten daher ihre Unterstützungsmöglichkeiten offensiver 
kommunizieren und das mögliche Aufgabenspektrum kon-
kret benennen. In Kommunikation mit den Kommunen 
müssen die Lücken identifiziert und die Optionen geprüft 
werden, wie einzelne Akteure ihr Tätigkeitsfeld erweitern 
können.

 ▶ Rolle und Wirkungsweise eines „Kümmerers“ konkreti-
sieren: 
Neben den regionalen Aufgaben und Institutionen besteht 
Bedarf an einem anders gelagerten Akteur – dem Kümme-
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rer. Darunter gefasst werden Wünsche nach passgenauer 
Beratung, zielgerichteter Unterstützung, einer Lotsenfunk-
tion durch Institutionen und Rechtsgebiete u. v. m. Diese 
Rolle kann teilweise von beauftragten Büros (Fachplanung, 
Moderation) übernommen werden, aber gerade wenn es 
um eine Erweiterung des Handlungsrahmens oder die Er-
schließung neuer Themenfelder geht, sind dem Grenzen 
gesetzt. Zudem stellt sich die Frage der Finanzierung. In  
einer Testphase könnten Fördergeber „Beratungsgut- 
scheine“ ausgeben, wie es z. B. bei Wohnprojekten oder 
Genossenschaftsgründungen etc. in einigen Bundeländern 
praktiziert wird. Eine andere Möglichkeit besteht darin, 
die Kompetenzen verschiedener regionaler Institutionen in 
einer Task Force oder einem ThinkTank zu bündeln. Diese 
könnten Beratungsroutinen installieren und einen jeweils 
passenden Kreis an unterstützenden Personen zusammen-
stellen. Die dritte Option wäre ein Netzwerk aus ehemali-
gen Bürgermeister*innen etc. zu gründen und diese nach 
dem Modell der „Business Angel“ einzusetzen.

Abb. 4: Themen und Zuordnung der Handlungsebenen

Quelle: Darstellung Difu nach Daten der Kommunalbefragung PV (2024), Frage 9
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 ▶ Neue Aufgaben brauchen „Betreibergesellschaften“: 
Neben der Initiierung von Prozessen und der Beratung im 
Prozess wurde deutlich, dass erhebliche Unsicherheiten in 
gemeinsamer Planung und Betrieb von neuen Infrastruk-
tureinrichtungen – wie einem Regional Hub – bestehen. 
Die bestehenden Institutionen fühlen sich jeweils nur für 
einen Ausschnitt der Angebote oder Aufgaben zuständig. 
Die Klammer müsste dann von Kommunen übernommen 
werden, was häufig nicht funktioniert. Es ist zu überlegen, 
ob dies ein neues Aufgabenfeld für eine regionale Instituti-
on sein könnte.

 ▶ Lasten-Nutzen-Ausgleich mitdenken: 
Stärker in den Blick genommen werden sollten die vor-
handenen Erfahrungen mit dem Ausgleich von Lasten 
und Nutzen. Ob in Zweckverbänden, Vereinen oder auch 
anderen Kooperationsformaten, im Feld der kommunalen 
Pflichtaufgaben gibt es funktionierende und anerkannte 
Ausgleichsmechanismen, die hinsichtlich ihrer Übertrag-
barkeit geprüft werden sollten.

 ▶ Regionale Mobilitätswende voranbringen: 
Die IBA in der Metropolregion München bietet die Chance, 
vorhandene Projektideen und -konzepte gemeinsam unter 
einem regionalen Dach voranzubringen. In dem Aufgrei-
fen und der Verknüpfung bereits vorhandener innovativer 
Ideen zur Stärkung des öffentlichen Verkehrs, zu Radver-
kehrskonzepten, Mobilitätshubs und anderen Mobilitätsan-
geboten können Lösungen zur Finanzierung, dem Zugriff 
auf Flächen und zur Akzeptanz der Mobilitätswende entwi-
ckelt werden.
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